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Der ÖGB ist  
seit 75 Jahren  
verlässlicher  
Partner der  

Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, 
und das bleiben wir 

weiterhin -  
wir haben noch 

viel vor!

(Wolfgang Katzian, ÖGB-Präsident, April 2020)



75 Jahre ÖGB –
EIN GUTES  
LEBEN FÜR ALLE
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Unser Kampf  
seit 1945

Im April 1945 gründeten 33 Männer den überparteilichen  
Österreichischen Gewerkschaftsbund. Innerhalb kürzester Zeit 
bauten Mitglieder, BetriebsrätInnen, PersonalvertreterInnen und 
FunktionärInnen die vom Faschismus zerstörte Organisation 
wieder auf. Der ÖGB und die Fachgewerkschaften wurden zur 
Stimme der ArbeitnehmerInnen, Mitgestalter der Sozialpolitik 
und Kämpfer für bessere Arbeitsbedingungen. 

Schon die ersten im 19. Jahrhundert gegründeten Gewerkschaften 
gaben Zeitungen heraus. Sie waren ein wichtiges Medium, um 
Mitglieder über Forderungen, Kollektivvertragsabschlüsse, 
Streikverläufe und Erfolge zu informieren. Diese Tradition wurde 
nach 1945 wieder aufgenommen und es kam ein neues Medi-
um noch dazu:  das Plakat – anfänglich unter der Bezeichnung 
„Wandzeitung“ und heute als „ÖGB-Aktuell“ publiziert. Ziel war 
und ist es, Probleme und Forderungen pointiert darzustellen 
und so zur Diskussion zu stellen, Mitglieder zu werben und auch 
Errungenschaften zu feiern. 

Anlässlich des Jubiläums – 75 Jahre ÖGB – kuratierte der VÖGB 
eine Ausstellung. Aus mehr als 800 Plakaten des ÖGB-Presse- 
archivs wurden 43 ausgesucht und nach Themen sortiert.  
Begleitend zur Ausstellung entstand diese Broschüre und  
natürlich ein neues Plakat. 
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Gäbe es die  
Gewerkschaften 
nicht, müsste  
man sie erfinden.

(Bundespräsident Alexander Van der Bellen  
bei der Eröffnung des 19. ÖGB-Bundeskongresses am 12. Juni 2018)



„Mensch und Arbeit  
stehen im Mittelpunkt 
der Aktivitäten des ÖGB.“
(Leitbild des ÖGB, 2018)

ÖGB
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Bei der Gründungsversammlung des  
Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
am 15. April 1945 im Direktionsgebäude 
des Wiener Westbahnhofes wurde von den 
Vertretern der alten Richtungsgewerkschaf-
ten die Gründung eines einheitlichen – im 
Sinne eines einzigen, gemeinsamen – und 
überparteilichen Vereins vereinbart. Er 
gliederte sich in 16 Gewerkschaften, die 
ihre Mitglieder innerhalb der jeweiligen 
Branchen gegenüber den entsprechenden 
Arbeitgeberverbänden vertreten sollten.  
In der Ersten Republik gab es zahlreiche,  
sogenannte „Richtungsgewerkschaften“, 
die je nach Berufsgruppe und Ideologie 
jeweils eigene Vereine bildeten. Zwar gab 
es zu dieser Zeit auch schon Bestrebungen, 
sich in größere, gemeinsame (Bundes-)  
Verbände zusammenzuschließen, doch  
die ideologischen Trennungen blieben 
aufrecht.

Erster Bundesvorstand 
Die gemeinsame Erfahrung mit der tota-
litären Diktatur des NS-Regimes – in der 
jede Gewerkschaft verboten war – ließ alte 
Gegensätze und Konkurrenz in den Hin-
tergrund treten und vereinte die Vertreter 
jener Parteien, deren Repräsentanten auch 
die Gründung der Zweiten Republik ver-
antworteten. Den ersten (provisorischen) 
Bundesvorstand bildeten 15 Vertreter der 
ehemaligen (sozialdemokratischen) Freien 
Gewerkschaften, sechs Vertreter der kom-
munistischen Gewerkschafter und sechs der 
ehemaligen Christlichen Gewerkschaften. 
So wurde der ÖGB wesentlicher politischer 
Faktor in der Zweiten Republik und konnte 
in vielen Bereichen die Anliegen der Arbeit-
nehmerInnen einbringen und durchsetzen. 
Die ideologischen Unterschiede innerhalb 
des ÖGB fanden in den Anfang 1950 ge-
gründeten Fraktionen ihren Ausdruck. 

16 Gewerkschaften 
bilden den Ö.G.B. – 
In unserer Einigkeit liegt 
seine Kraft!
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Fusionen
Wirtschaftliche und gesellschaftliche  
Veränderungen erforderten auch vom ÖGB 
die Anpassung seiner Organisationsstruk-
turen an die sich wandelnde Arbeitswelt, 
wie z. B. die Verschiebung vom industriel-
len zum dienstleistenden Sektor oder das 
„Verschwinden“ ganzer Produktionszweige 
wie etwa der Textilindustrie. Seit 2009 ist 
der ÖGB in sieben Gewerkschaften geglie-
dert, innerhalb derer mehrere ähnliche bzw. 
übergreifende Branchen vertreten sind. Es 
sind dies die Gewerkschaften: PRO-GE  
(Produktionsgewerkschaften), Gewerk-
schaft der Privatangestellten, Druck,  
Journalismus und Papier (GPA-djp), Ge-
werkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD), 
younion (Gemeindebedienstete, Künstler- 
Innen, Freie Berufe, Sport, Medien), vida 
(Verkehr, Gastronomie, Dienstleistungen 
etc.), Gewerkschaft Bau-Holz (GBH),  
Gewerkschaft der Post- und Fernmelde- 
bediensteten (GPF).

(Plakat – 1950)
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Zwischen Dezember 1951 und Juli 1953 
erschien eine 20-teilige Plakatserie, die 
gewerkschaftliche Erfolge oder Forderungen 
thematisierte. 

Ein Plakat dieser Serie war die „Neujahrsbot-
schaft“ des ÖGB-Präsidenten Johann Böhm 
und des ÖGB-Generalsekretärs Anton 
Proksch an die Regierung im Jahr 1953. Sie 
forderten die Schaffung von Vollarbeitsplät-
zen für die rund 280.000 Arbeitslosen, den 
Ausbau der Sozialpolitik, die Novellierung 
des Antiterrorgesetzes aus dem Jahr 1930 
und den Abschluss des Staatsvertrages. 

Die Forderungen stießen bei der Arbeitgebe-
rInnenvertretung allerdings nur auf teilweise 
Zustimmung. Sie fürchteten, dass der Vor-
schlag der Gewerkschaften, Arbeitslosenzah-
len durch staatlich finanzierte Infrastruktur-
projekte und sozialen Wohnbau zu senken, 
das Schreckensgespenst Inflation wiederau-
ferstehen lassen würde. Für den ÖGB hatte 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit höchste 
Priorität. Noch zu tief saß den Gewerkschaf-

terInnen der Schrecken über die Folgen 
der hohen Arbeitslosigkeit in der Zwischen-
kriegszeit. Sie endete in Diktatur und Krieg.

Hohe Arbeitslosenzahlen
Im Jahr 1953 fokussierte der ÖGB auf die Sen-
kung der hohen Arbeitslosenzahlen. Gemein-
sam mit der Arbeiterkammer überzeugten 
sie den damaligen Bundeskanzler Leopold 
Figl (ÖVP), Finanzierungen für den Wohn-
haus-Wiederaufbau, die Vollautomatisierung 
des Fernsprechnetzes und andere Projekte 
freizugeben. Im Budget 1954 waren 15 Pro-
zent der Gesamtsumme für solche Investiti-
onen vorgesehen. Die Maßnahmen zeigten 
bald Erfolg. Zu Jahresbeginn 1953 gab es 
noch 280.000 Arbeitslose, Ende September 
waren es 130.000 und im Jahr 1961 gab es in 
Österreich erstmals Vollbeschäftigung. 

Auch auf sozialpolitischer Ebene wurden ge-
werkschaftliche Forderungen erfüllt. Seit Juli 
1953 galt das Jugendeinstellungsgesetz und 
im Jahr 1955 verabschiedete der Nationalrat 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz. 
Die Novellierung des Antiterrorgesetzes 
erweiterte den Aktionsradius der Gewerk-
schaften und am 15. Mai 1955 wurde der 
Staatsvertrag unterschrieben. 

Arbeitslosigkeit– 
Vollbeschäftigung–
Krieg–Unfreiheit–
Frieden–Freiheit
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Unser Kampf seit 1945

(13. Plakatzeitung der Solidarität – Februar 1953)
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In den Jahren 1952/1953 gestaltete der 
Grafiker, Ausstellungsmacher und Festspiel-
leiter Victor Theodor Slama (1890–1973) 
für den ÖGB die Plakatserie „Plakatzeitung 
der Solidarität“ mit insgesamt 20 Plakaten. 
Slama prägte bereits in der Ersten Republik 
den visuellen Auftritt der Ära des „Roten 
Wien“, und gestaltete auch nach Kriegsen-
de große, mitunter wegweisende Ausstel-
lungen, wie etwa „Niemals vergessen!“ im 
Jahr 1946. 

Für den ÖGB schuf er neben anderen 
Plakaten und Ausstellungen 1953 auch ein 
Festspiel und einen imposanten Umzug am 
Ring zum 60-jährigen Jubiläum der österrei-
chischen Gewerkschaftsbewegung. 

Der Schilling
Dieses Plakat von einem Arbeiter, der einen 
Schilling nach oben rollt, ist eine Replik auf 
den Vorwurf von Unternehmensseite, die 

Gewerkschaften würden „Inflationspoli-
tik“ betreiben. Und zwar deshalb, weil sie 
forderten, dass der staatliche Aufwand für 
langfristige Investitionen, für den sozialen 
Wohnbau und für die Renten des laufenden 
Jahres nicht gekürzt werde. Der ÖGB er-
innert daran, dass er seit 1945 alles daran-
setzte, um „chaotische Währungsverhältnis-
se“, sprich die Inflation niedrig zu halten, sei 
es durch das Schillinggesetz von November 
1945, die Währungsreform im Dezember 
1947 oder durch die bei der ArbeiterIn-
nenschaft oft unpopulären fünf Preis- und 
Lohnabkommen. Eine hohe Arbeitslosigkeit 
würde dem Staat und schließlich auch der 
Wirtschaft teurer kommen. Und, oft sei es 
die Wirtschaft, die nichts von einer Preis-
kontrolle wissen wolle und Preiserhöhun-
gen vorantreibe.

„Unser Kampf seit 1945“ geht weit über das 
Jahr 1953 hinaus. Der Kampf um ein gutes 
Leben für alle ist auch heute aktuell.



Arbeiter, Angestellter! 
Warum stehst du noch 
abseits?
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Der erste vom ÖGB veröffentlichte Mitglie-
derstand im Jahr 1945 wies 128.770 Mit-
glieder aus. Zehn Jahre später konnte ein 
Zuwachs von mehr als einer Million Mitglie-
der verzeichnet werden: Ende 1955 waren 
es 1.398.446 Mitglieder, davon 26,5 Prozent 
Frauen. 

Unmittelbar nach der ÖGB-Gründung 
begannen ÖGB und Gewerkschaften mit 
dem Aufbau eines Presse- und Verlags-
wesens. Schon am 8. Juni 1945 erschien 
erstmals „Der österreichische Arbeiter 
und Angestellte – Mitteilungsblatt des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
und der Sozialversicherungsinstitute“, der 
Vorläufer der heutigen Mitgliederzeitschrift 
„Solidarität“. Im November folgten der 
„Gewerkschaftliche Nachrichtendienst“, ein 
Informationsblatt für Gewerkschafts- und 
BetriebsfunktionärInnen, im März 1946 die 
Jugendzeitschrift „Der jugendliche Arbei-
ter“ sowie ab August 1947 das gemeinsame 

theoretische Organ von Arbeiterkammer 
und ÖGB, die „Arbeit und Wirtschaft“. 
„Wandzeitungen“, „Plakatzeitungen“ und 
„Bilddienste“ ergänzten die Pressearbeit 
und ab 1950 wurde sogar ein Lautspre-
cherwagen auf Baustellen und in kleinen 
Landgemeinden eingesetzt. Neben Infor-
mations- und Kulturvermittlung dienten die 
Gewerkschaftsmedien auch der Werbung.

Werbekampagne 
Regelmäßig wurden Werbekampagnen 
durchgeführt, so auch in den Jahren 1954 
(von Dezember 1954 bis März 1955) und 
1955 (von September bis November 1955). 
Die Parole der ersten Kampagne lautete: 
„Warum stehst Du noch abseits?“ Und die 
zweite Kampagne lief unter dem Motto 
„Komm zu uns!“.   

Laut Statistik gab es immer noch 600.000 
ArbeiterInnen und Angestellte, die noch 
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kein Mitglied waren – um diese sollte nun 
geworben werden – da es für sie keine 
„Ehrensache“ war, ÖGB-Mitglied zu sein. 
Die Kampagnen waren erfolgreich: mehr als 
50.800 ArbeitnehmerInnen wurden Ge-
werkschaftsmitglieder.

Urlaub in Feichtenbach
Für die besten WerberInnen gab es bei die-
sen Kampagnen Preise. Der Hauptpreis bei 
der ersten war ein vierzehntägiger Urlaub-
saufenthalt für zwei Personen im Gewerk-
schaftshaus der Metall- und Bergarbeite-
rInnen in Feichtenbach – der Preis ging an 
einen Ybbser, der 319 neue Gewerkschafts-
mitglieder geworben hatte. Für 400 wei-
tere WerberInnen gab es Bücher. Bei der 
zweiten Werbeaktion gab es Plattenspieler, 
Atlanten und Bücher zu gewinnen. Jede/r 
Werber/in erhielt ein künstlerisch gestalte-
tes Werbeprospekt samt Beitrittserklärung. 

(Plakat – 1954)



Komm zu uns!

(Plakat – 1955)
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Im Jahr 1955 waren 67 Prozent der österreichischen Arbeiter 
und Arbeiterinnen gewerkschaftlich organisiert. Warum aber 
waren die anderen 33 Prozent noch nicht beigetreten? Einige 
arbeiteten in den Kleinbetrieben ihrer Verwandten oder waren 
LandarbeiterInnen, die zur Familie des Hofbesitzers gehörten. 
Andere konnten sich so gar nicht mit dem gewerkschaftlichen 
Gedanken anfreunden – blieben aber immer noch rund 20 Pro-
zent Unorganisierte. In Klein- und Mittelbetrieben fürchteten sich 
Beschäftigte vor der gewerkschaftsfeindlichen Einstellung ihres 
Chefs. Die Herausforderungen für die Mitgliederwerbung waren 
vielfältig.

Überzeugungsargumente im Jahr 1955: erfolgreiche Lohnbe-
wegungen, 13. Monatsgehalt erreicht und höchster Beschäfti-
gungsstand seit 1945. Die Stärke der Gewerkschaften darf den 
Organisierten nicht gleichgültig sein, denn in der gemeinsamen 
Kraft liegen die Erfolge des ÖGB, die auch ihnen wieder zugute-
kommen. 

Das von Victor Th. Slama entworfene Sujet der Arme am 
ÖGB-Logo wurde abgewandelt auch noch bei anderen Plakaten 
verwendet, wie beim am 3. ÖGB-Bundeskongress beschlos-
senen Aktionsprogramm und dem folgenden Plakat zur „Wirt-
schaftskommission“.



Vernünftiger ist es... 
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„Wirtschaftsordnung durch Zusammen-
arbeit“– Das war die Intention des ersten 
ÖGB-Präsidenten Johann Böhm, der sich seit 
der Gründung des ÖGB stets für ein fixes 
Gremium zur gemeinsamen Bewältigung 
wirtschaftlicher und sozialer Fragen einsetz-
te. Beim 3. ÖGB-Bundeskongress im Okto-
ber 1955, dem ersten Kongress nach dem 
Staatsvertrag, war die Forderung nach dieser 
Institution Teil des beschlossenen Aktionspro-
gramms.

Lohn-Preis-Abkommen
Nach sechs Kriegsjahren ging es im zer-
störten Österreich zunächst ums „nackte 
Überleben“ und um den Aufbau einer funk-
tionierenden Wirtschaft sowie einer zivilen 
Gesellschaft. Lebensmittelengpässe, Gü-
termangel, Schwarzhandel und instabile 
Währung trieben die Preise in die Höhe und 
standen in keinem Verhältnis zu den Löhnen. 
Bereits 1947 einigten sich Regierung, Arbeit-

nehmerInnen- sowie Wirtschaftsvertreter 
darauf, Preise und Löhne zentral zu lenken 
und gründeten die „ständige gemeinsame 
Wirtschaftskommission“. 

Ziel war die wirtschaftspolitische Beratung 
der Regierung, insbesondere aber die ge-
meinsame Ausarbeitung einer durchgreifen-
den Neuordnung der Lohn und Preispolitik. 
Damit wollte man der ausufernden Teuerung 
ohne entsprechende Lohnerhöhungen entge-
gensteuern. Mit 1. August 1947 trat das erste 
Preis- und Lohnabkommen in Kraft. Mit ihm 
wurden Handelsspannen, Lebensmittelprei-
se und die Tarife öffentlicher Verkehrsmittel 
sowie die Gas- und Strompreise geregelt. 
Löhne und Gehälter wurden den Erhöhun-
gen angepasst. Bis 1951 gab es insgesamt 
fünf Preis- und Lohnabkommen, die zu einer 
Stabilisierung und Verbesserung der gesam-
ten Volkswirtschaft beitrugen, und die ersten 
freiwilligen Vereinbarungen der Sozialpartner 
repräsentierten.  
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Paritätische Kommission
Im Jahr 1951 wurde diese Wirtschafts-
kommission per Gesetz durch ein „Wirt-
schaftsdirektorium“ abgelöst, das aber im 
Jahr darauf, 1952, als verfassungswidrig 
aufgehoben wurde. Auf Betreiben von 
ÖGB-Präsident Johann Böhm trat 1956 die 
alte Wirtschaftskommission aus der Zeit der 
Lohn- und Preisabkommen wieder zusam-
men. Im Frühjahr 1957 errichteten dann der 
vormalige Präsident der Bundeswirtschafts-
kammer und damalige Bundeskanzler Juli-
us Raab und ÖGB-Präsident Johann Böhm 
auf Basis eines freien Übereinkommens 
die Paritätische Kommission für Lohn- und 
Preisfragen.

Damit war der institutionelle Rahmen für die 
österreichische Sozialpartnerschaft gelegt, 
die in den folgenden Jahren weiter ausge-
baut und ein wesentlicher Faktor für die 
Entwicklung Österreichs wurde.

(Plakat - 1955/1956)



Lass die Lücke  
nicht offen

(ÖGB Wandzeitung 2/1961 – Mai 1961)
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Seit Gründung des ÖGB im Jahr 1945 gab es einen steten Mit-
gliederzuwachs und Ende 1960 verzeichnete der ÖGB einen 
Mitgliederstand von 1,501.047 Mitgliedern (71,9 Prozent Männer, 
28,1 Prozent Frauen). Dieser Trend ging bis Anfang der 1980er 
weiter bis zum Höchststand von mehr als 1,6 Millionen Mitglie-
dern, der bis 1993 im Wesentlichen gehalten werden konnte. Von 
1994 bis 2015 verringerte sich die Mitgliederzahl auf knapp unter 
1,2 Millionen, seit 2016 gibt es wieder Zuwächse.

Die Ursachen für die Veränderung sind vielschichtig. Zum einem 
lag es am massiven strukturellen wirtschaftlichen Wandel – vom 
Industrie- zum Dienstleistungssektor, einhergehend mit einem 
gesellschaftlichen Wandel mit zunehmender Individualisierung 
und Differenzierung von Interessen sowie zunehmender neoli-
beraler Tendenzen, was auch zu einer Erosion der Verbände und 
Parteien führte. 



Steigende Kaufkraft – 
Preisstabilität. Hilf mit!
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Anfang der 1960er-Jahre löste eine Struk-
turkrise das Wirtschaftswunder ab. Da-
bei hatte das Jahr 1960 noch mit guten 
Vorzeichen begonnen, erstmals war die 
Vollbeschäftigung erreicht worden und die 
Arbeitslosenrate lag bei rund drei Prozent. 
Aber der wirtschaftliche Aufschwung war 
ins Stocken geraten, es mangelte einerseits 
an Arbeitskräften und andererseits stie-
gen Inflation und Preise. Die Schuld dafür 
schoben einige den Gewerkschaften zu, 
indem sie durch hohe Lohnabschlüsse die 
Preissteigerungen verursacht hätten. 

Der Abschwung war aber vorhersehbar 
gewesen und der ÖGB hatte schon beim 
4. Bundeskongress im Jahr 1959 ein um-
fangreiches wirtschafts-, und sozialpoliti-
sches Konzept beschlossen, das auch ein 
Maßnahmenpaket vorsah, damit das Ende 
der Hochkonjunktur nicht zum Schreckens-
gespenst für ArbeitnehmerInnen werden 
würde. Außerdem entwickelte der ÖGB 

ein Programm zur Stabilitätssicherung und 
übergab es am 12. Juli und am 9. November 
1961 der Paritätischen Kommission (beste-
hend aus Arbeiterkammer und ÖGB sowie 
Bundeswirtschaftskammer und Landwirt-
schaftskammer).

Stabilitätsübereinkunft
Das Ziel der „Stabilitätsübereinkunft“ war 
ein beschleunigtes Wachstum der öster-
reichischen Wirtschaft, die Steigerung des 
Volkseinkommens und der Produktion 
sowie die Stabilisierung des Geldwertes. 
Bei einer Geheimkonferenz der Sozialpart-
ner am 28. Dezember 1961, entstand daraus 
das Raab-Olah-Abkommen – benannt nach 
dem Präsidenten der Bundeswirtschafts-
kammer Julius Raab und dem ÖGB-Präsi-
denten Franz Olah. 

Das Abkommen war ein Kompromiss. Die 
Bundeswirtschaftskammer stimmte der 
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ÖGB-Forderung der Erweiterung des Auf-
gabenbereichs der Paritätischen Kommissi-
on zu und auch, dass sie das ÖGB-Konzept 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik mittragen 
werden. Der ÖGB gab hingegen das Einver-
ständnis, dass jährlich eine gewisse Anzahl 
von GastarbeiterInnen in Österreichs Be-
trieben arbeiten dürfen. Für das Jahr 1962 
waren dies 48.000. 

Steuerreform
Das Abkommen führte auch dazu, dass im 
Jahr 1962 eine Steuerreform beschlossen 
wurde, die vor allem die Steuerbelastung 
von kleinen und mittleren Einkommen senk-
te, das Preisregelungsgesetz sowie das 
Kartellgesetz geändert wurden und auch 
eine Zollsenkung in „bescheidenem“ Aus-
maß gelang. Dennoch stiegen die Preise 
weiter, schneller als die Löhne und Gehäl-
ter. Deshalb vereinbarten die Sozialpartner, 
dass die Paritätische Kommission für meh-
rere Monate keine Preiserhöhungsanträge 
genehmigen würde, die Gewerkschaften 
aber weiterhin Lohnverhandlungen führen 
sollten. Ende September 1962 zeigte sich 
der erste Erfolg, der Verbraucherpreisindex 
ging zurück und die Wirtschaftsdaten ver-
besserten sich. 

(Plakat  – wahrscheinlich 1962)



Bildungs–Service

ÖGB | 20

Die Wurzeln vieler Gewerkschaften liegen 
in ArbeiterInnenbildungsvereinen. Mit der 
Sanktionierung des Staatsgrundgesetzes 
im Jahr 1867 war es in Österreich erstmals 
möglich geworden, unpolitische Vereine 
zu gründen. Dies nützte die beginnende 
ArbeiterInnenbewegung, um sich zu organi-
sieren. Innerhalb kürzester Zeit entstanden 
Arbeiterbildungsvereine. Einer der ersten 
war der Wiener Arbeiterbildungsverein 
Gumpendorf (gegründet 1867), der vor 
allem Bildungsarbeit leistete und in Zeiten 
fehlender Sozialgesetze für die soziale Ab-
sicherung seiner Mitglieder sorgte. 

Erst mit Inkrafttreten des Koalitionsgesetzes 
durften Gewerkschaften gegründet werden. 
Im Jahr 1872 gab es bereits 78 Gewerk-
schaftsvereine und 59 Arbeiterbildungs-
vereine mit rund 80.000 Mitgliedern – aber 
nur einen Arbeiterinnenbildungsverein, 
gegründet 1871. 

Zentralstelle für das  
Bildungswesen
Viele der Gewerkschaften boten für Mit-
glieder und Vertrauensleute Weiter- und 
Ausbildungskurse an. Dies war vor allem in 
jener Zeit wichtig, als immer mehr Kollek-
tivverträge abgeschlossen wurden. Einige 
Organisationen gründeten Einrichtungen 
zur Schulung von FunktionärInnen und im 
Jahr 1909 richtete die Bildungskommission 
der Reichsgewerkschaftskommission die 
„Sozialistische Zentralstelle für das Bil-
dungswesen“ ein. 

Gewerkschaftsschulen
Richtig institutionalisiert wurde die gewerk-
schaftliche Bildung aber erst während der 
Ersten Republik. Auch wenn die Gewerk-
schaften nach dem Ersten Weltkrieg einer 
Vielzahl von Herausforderungen gegen-
überstanden – Hunger, Arbeitslosigkeit und 
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(ÖGB-Aktuell Nr. 202 – 1978)

Wohnungsnot – verfolgten sie die gewerk-
schaftliche Bildung weiter und setzten sich 
neue Ziele: ausgebildete FunktionärInnen 
sollten beim Aufbau der Volkswirtschaft mit-
arbeiten, ihr Verhandlungsgeschick bewei-
sen und im Arbeitsrecht sattelfest sein. Mit 
Unterstützung der Arbeiterkammer fanden 
Einzelvorträge und BetriebsrätInnenschu-
lungen statt und im Jahr 1926 wurden die 
ersten Gewerkschaftsschulen eingerichtet – 
die auch heute noch bestehen. 

ÖGB-Bildungsabteilung
Ganz andere Probleme galt es für die Ge-
werkschaften nach dem Zweiten Weltkrieg 
zu meistern. In Österreich musste erst das 
durch die Faschisten zerstörte Betriebs-
rätesystem wieder aufgebaut werden und 
dazu waren systematische Schulungen des 
gesamten FunktionärInnenkaders notwen-
dig. Die erste Aufgabe war es, die in weiten 
Kreisen politisch müden, von Unterdrü-

ckungs- und Kriegserfahrung geprägten 
Menschen durch Vermittlung demokrati-
scher Werte für die Gewerkschaft und die 
Republik zu gewinnen. Dazu wurde im Jahr 
1946 die ÖGB-Bildungsabteilung gegründet. 

Kurz vor Erscheinen des Plakats im Jahr 
1978, war die Bildungsarbeit im ÖGB in Zu-
sammenarbeit mit der AK und den Gewerk-
schaften auf neue Beine gestellt worden. Im 
Jahr 1976 war das Referat für Bildung und 
Arbeitswissenschaft gegründet worden, das 
sich um die Vereinheitlichung der Bildungs-
angebote, der Verwaltung der Unterrichts-
behelfe und Skripten kümmerte und sich 
auch mit der neuen Herausforderung EDV 
auseinandersetzte. 

Heute entwickelt, koordiniert und organi-
siert der Verband Österreichischer Gewerk-
schaftlicher Bildung (VÖGB) Angebote zu 
Bildung, Freizeit und Kultur, Schulungen, 
Seminare sowie Lehrgänge für Arbeitneh-
merInnen und Gewerkschaftsmitglieder. 



Trübe Aussicht?  
Stimmt. Aber wir  
nehmen die  
Herausforderung an.  
Wir kämpfen um  
Arbeitsplätze. 
Offensiv in die Zukunft.  
Mit starken Gewerkschaften
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Anfang der 1980er Jahre ging in Österreich 
die Ära der Vollbeschäftigung zu Ende. 
1983 lag die durchschnittliche Arbeitslosig-
keit in Österreich bereits bei 4,2 Prozent. 
Sie war zwar noch vergleichsweise gering 
im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern, wo die Raten schon im zweistel-
ligen Bereich lagen. Doch auch in Öster-
reich waren die Auswirkungen der in den 
1970er Jahren beginnenden Krise in der 
europäischen Grundstoffindustrie und der 
damals gerade aktuellen weltweiten Wirt-
schaftskrise deutlich zu spüren. Besonders 
von Arbeitslosigkeit betroffen waren Ju-
gendliche und ältere ArbeitnehmerInnen. 
Neben wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
wie z. B. öffentlichen Investitionen oder 
Investitionsförderungen für Betriebe spiel-
te die vom ÖGB seit 1959 forcierte aktive 
Arbeitsmarktpolitik eine große Rolle bei der 
Bekämpfung der Krise.

Arbeitsmarktförderungsgesetz
Seit Einführung der gesetzlichen Arbeits-
losenversicherung im Jahr 1920 war diese 
hauptsächlich eine ‚passive‘ Leistung. Mit 
dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, das 
1968 vom ÖGB durchgesetzt worden war, 
setzte man auf eine aktive Arbeitsmarktpo-
litik. Damit wurden neben der monatlichen 
Sachleistung auch Programme zur Erhal-
tung und Schaffung neuer Arbeitsplätze 
gefördert, wie z. B. Übersiedlungs- und 
Umschulungshilfen oder Maßnahmen zur 
Reduzierung von saisonaler Arbeitslosig-
keit.

In der Krise der 1980er Jahre wurden die 
Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik ausgeweitet und von Sozialminister 
Alfred Dallinger ein neues Instrument der 
„experimentellen Arbeitsmarktpolitik“ ent-
wickelt. Dazu gehörte anfangs die „Aktion 
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8000“, die z. B. auch Vereinen oder karitativen Vereinigungen 
die Beschäftigung arbeitsloser Personen ermöglichte. War diese 
anfangs auch innerhalb der Gewerkschaften umstritten, so bildet 
die Ausweitung der beschäftigungspolitischen Initiativen bis heu-
te vielfältige arbeitsmarktpolitische Möglichkeiten zur Qualifizie-
rung oder Umschulung und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

Sozialschmarotzer
Mit Mitte der 1980er-Jahre begann aber auch ein wachsender 
Widerstand gegen die Politik des sozialen Fortschritts und die 
Demagogie gegen Gewerkschaften und Sozialstaat nahmen zu. 
Tendenzen der Entsolidarisierung wie etwa „Sozialschmarot-
zer“-Debatten oder Fremdenfeindlichkeit wurden stärker und 
die BefürworterInnen des Sozialstaats wurden als Bremser des 
wirtschaftlichen Erfolgs abgewertet. Auch diese Krise und der 
wirtschaftliche Strukturwandel konnte mit Hilfe zahlreicher so-
zialstaatlicher und wirtschaftspolitischer Maßnahmen in Zusam-
menarbeit mit den Sozialpartnern bewältigt werden.

(ÖGB-Aktuell Nr. 256 – März 1983)



(ÖGB-Aktuell Nr. 332 – 1990)

Wenn Sie am Arbeitsplatz 
Probleme haben, 
a) hauen Sie den Hut drauf,  
b) stecken Sie den Kopf in den Sand, 
c) fahren sie aus der Haut,  
d) treten sie der Gewerkschaft bei,  
e) wählen Sie starke Betriebsräte.
Richtig: ÖGB
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Probleme gab es genug. Seit den 1980er Jah-
ren stieg die Arbeitslosigkeit kontinuierlich 
– von unter zwei Prozent im Jahr 1980 auf 5,4 
Prozent im Jahr 1990. Umstrukturierung von 
großen Industriebetrieben, Privatisierungen, 
Ausgliederungen oder Eingliederungen in 
multinationale Konzerne sind nur einige Bei-
spiele, wo Gewerkschaften und BetriebsrätIn-
nen die Beschäftigten unterstützen konnten. 
In Klein- und Mittelbetrieben konnte zwar 
die Beschäftigtenzahl gehalten oder sogar 
gesteigert werden. Aber dort kam es oft zu 
Missachtung von Gesetzen oder teilweise zu 
schweren Verstößen. Darüber hinaus war die 
Gründung von Betriebsratskörperschaften 
aufgrund von kleinen Belegschaften und den 
z. T. familiären Verhältnissen viel schwieriger. 

Referat für Betriebsarbeit
Ende der 1980er Jahre richtete der ÖGB ein 
Referat für Betriebsarbeit ein, welches die Be-
legschaften bei der Gründung von Betriebs-
räten unterstützen sollte. Der damalige Leiter 
des Referats, Eduard Giffinger, wusste, dass 
er eine schwierige Aufgabe vor sich hatte, 

meinte aber: „Wir werden beinhart arbeiten“. 
Bis heute unterstützt der ÖGB mit einem 
umfangreichen Bildungs-, Informations- und 
Serviceangebot BelegschaftsvertreterInnen 
und solche, die es werden wollen.

Bildungs- und Kulturangebot
Mitglieder können sich zum einem bei Prob-
lemen direkt an ihre Gewerkschaft wenden, 
bei gewerkschaftsübergreifenden Problemen 
auch an den ÖGB. Seit den 1990er Jahren hat 
der ÖGB sein Serviceangebot stark ausge-
baut. Neben einem breiten Bildungs- und Kul-
turangebot gibt es auch mehrere Beratungs-
angebote. So z. B. die Flexpower-Beratung 
für atypische Beschäftigungsverhältnisse wie 
neue Selbständige und freie DienstnehmerIn-
nen, aber auch Mobbingberatung und mutter-
sprachliche Beratungen für arbeits- und sozi-
alrechtliche Fragen in den Sprachen arabisch, 
bulgarisch, rumänisch und türkisch/kurdisch 
– im Burgenland gibt es auch eine Beratung 
in ungarischer Sprache. Weitere Beratungen 
werden oft je nach Anlassfall eingerichtet, 
wie z. B. in der aktuellen Corona-Krise.



„Die Gleichstellung von Frauen und 
Männern in der Arbeitswelt war uns von 
Anfang an ein zentrales Anliegen. Vieles 
haben wir erreicht, vieles gibt es noch zu 
tun. Sicher ist aber, auch in Zukunft  
werden wir die starke Stimme der Arbeit-
nehmerinnen sein!“

(ÖGB-Bundesfrauenvorsitzende  
Korinna Schuhmann, 2020)

FRAUEN



(18. Plakatzeitung der Solidarität – Mai 1953)

Nicht nur zum Muttertag 
gedenken wir den  
arbeitenden Frauen –  
wir fordern für sie:
Gleichen Lohn für gleiche  
Arbeit, Erleichterung der 
häuslichen Arbeit durch 
Technisierung
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Im Sommer 1945 gründete Wilhelmine Moik die ÖGB-Frauen-
abteilung. Nachdem die Herausforderungen der Nachkriegszeit 
gemeistert waren, wiederholten die ÖGB-Frauen alte Forderun-
gen, wie „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ und stellten neue, 
wie „Erleichterung der häuslichen Arbeit durch Technisierung“ 
auf. Das Ziel war die Rationalisierung des Haushalts, um verhei-
ratete berufstätige Frauen mit Kindern zu entlasten und ihnen 
mehr Zeit zur Erholung von der Mehrfachbelastung zu ermögli-
chen. Von der Aufforderung, dass Männer bei der Kinderbetreu-
ung und im Haushalt mithelfen sollten, war man noch Jahrzehnte 
entfernt. 



(ÖGB-Aktuell Nr. 219 – 1979)

Weil Mutti und Vati  
berufstätig sind:
Ganztagsschulen, Horte, 
Tagesheimschulen, 
Kindergärten mit 
längeren Öffnungszeiten
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In den 1970er-Jahren gab es – zumindest 
am Papier – mit der Verabschiedung der 
Familienrechtsreform, eine grundlegen-
de Änderung der Betreuungspflichten 
für Kinder. Das patriarchalische Versor-
gungs-Ehe-Modell wurde durch ein partner-
schaftlich orientiertes ersetzt. 

Immer mehr Frauen waren berufstätig und 
kämpften mit unzureichenden Kinderbe-
treuungseinrichtungen. Deshalb forderten 
die ÖGB-Frauen die flächendeckende 
Einführung von Ganztagsschulen, Horten, 
Tagesheimschulen und Kindergärten mit 
längeren Öffnungszeiten. 

Die alten Strukturen änderten sich aber 
nur langsam. Waren etwa im Jahr 1998 in 
Wien schon 92 Prozent der Kindergärten 
ganztags geöffnet, waren es in Vorarlberg 
hingegen nur drei Prozent. 20 Jahre später 
war Wien immer noch Vorreiter und Vorarl-
berg Schlusslicht.  

Mit der bundesweiten Einführung des 
verpflichtenden letzten Kindergartenjah-
res änderten sich zwar die Öffnungszeiten 
vieler Einrichtung, aber es machte auch ein 
weiteres Problem sichtbar. Nur in Wien ist 
der Kindergartenbesuch vormittags und 
auch nachmittags kostenlos, in allen ande-
ren Bundesländern entstehen den Eltern 
erhebliche Kosten, und in vielen Gemein-
den wird immer noch keine Nachmittagsbe-
treuung angeboten. Das Resultat fehlender 
oder teurer Kinderbetreuung ist, dass viele 
Mütter in der Teilzeitfalle festsitzen. 
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Wenn Frauen wollen,  
kommt alles ins Rollen – 
Frauentag 1994
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Ein weiteres wichtiges Thema der gewerkschaftlichen Frauenbewe-
gung ist und war die Gleichberechtigung. Zum Frauentag im Jahr 
1994 erschien ein Plakat mit der Aufschrift „Wenn Frauen wollen, 
kommt alles ins Rollen“. Der Satz stammte von einem Schweizer 
Spruchband, das am 14. Juni 1991 über dem Haupteingang der Uni-
versität Bern gehangen ist. An diesem Tag streikten in der Schweiz 
die Frauen und rund 500.000 Frauen nahmen an Demonstrationen 
teil: sie forderten Gleichberechtigung. 

Die ÖGB-Frauen setzten nicht auf Streik und Demonstrationen, 
sondern auf Verhandlungen – mit Erfolg. Am 18. Mai 1993 beschloss 
das ÖGB-Präsidium „Chancengleichheit im ÖGB“. Gemeinsam mit 
zahlreichen Frauenorganisationen und der damaligen Frauenminis-
terin, Johanna Dohnal, erkämpften sie den Gleichbehandlungspakt 
(1992) und das Gleichbehandlungsgesetz für den Bundesdienst 
(1993). Trotzdem sind einige der Forderungen der ÖGB-Frauen 
aus dem Jahr 1994 immer noch nicht erfüllt, wie die Einführung der 
35-Stunden-Woche oder die Schließung der Einkommensschere.



(ÖGB-Aktuell Nr. 454 – 2001)

Wenn es ein Mädchen 
wird, nennen wir es 
‚Einkommensunterschied‘ !!!
– Gemeinsam für gerechtes 
Einkommen
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„Wenn es ein Mädchen wird, nennen wir es 
‚Einkommensunterschied‘“ stand auf dem 
vom Zeichner Rudi Klein gestalteten Plakat. 
2001 betrug der Gender Pay Gap 30 Pro-
zent – 2019 waren es immer noch knapp 
20 Prozent.  

Dabei gibt es eine Vielzahl von Gesetzen, 
wie etwa das Gleichbehandlungsgesetz 
(1979), welches die unterschiedliche Entloh-
nung von Frauen und Männern bei gleicher 
Leistung verbietet. Mit der verpflichtenden 
Legung von Einkommensberichten seit dem 
Jahr 2011 versuchte der Gesetzgeber ein 
Werkzeug zur Aufdeckung und Beseitigung 
etwaiger innerbetrieblichen Lohndiskrimi-
nierungen zu schaffen. Aber bis heute gibt 
es keine rechtsverbindliche Formvorschrift 
und auch kein Kompetenzzentrum, um die-
se Berichte auszuwerten.

435.000 Euro 
Frauenorganisationen verlangen immer 
wieder, dass zur Beseitigung des Einkom-
mensunterschieds endlich der Turbo ein-
geschaltet wird – verdienen doch Frauen 
im Laufe ihres Berufslebens um 435.000 
Euro weniger als ihre männlichen Kollegen. 
Und geht es im gleichen Tempo weiter wie 
bisher, dauert es noch 60 Jahre, bis der 
Gender Pay Gap Geschichte ist und mit ihm 
seine Geschwister: der Gender Wealth Gap 
und der Gender Pension Gap. 

Vorschläge zur Schließung der Einkom-
mensschere gibt es viele, von der gene-
rellen Arbeitszeitverkürzung, damit sich 
Männer wie Frauen Betreuungspflichten 
trotz Vollbeschäftigung teilen können oder 
die Anhebung der Gehälter und Löhne in 
den typischen Frauenbranchen wie Handel 
und Pflege sowie die Verteuerung von Teil-
zeitbeschäftigung.



„Wer die Jugend  
ignoriert, ist nicht  
nur feig, sondern  
verantwortungslos.“
(Susanne Hofer, Vorsitzende der Österreichischen 
Gewerkschaftsjugend, November 2018)
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Komm in die 
Gewerkschaftsjugend!
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In den Herbstmonaten 1948, unmittelbar 
nach dem ersten ÖGJ- und ÖGB-Bundes-
kongress, führte die Jugendabteilung (ÖGJ) 
eine große Werbeaktion durch, bei der in 
ganz Österreich 6.000 Plakate angebracht 
und 100.000 Handzetteln verteilt wurden. 

Bereits im Gründungsjahr des Österreichi-
schen Gewerkschaftsbundes 1945 wurde 
im Herbst mit dem Aufbau einer eigenen 
Jugendabteilung begonnen, die die „wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Betreu-
ung“ der Jugendlichen zur Aufgabe hatte. 
Ein gutes halbes Jahr später, im März 1946, 
erschien die monatliche Jugendzeitschrift 
„Der Jugendliche Arbeiter“, ab 1961 „hallo“. 

Hunger und schwere Arbeit 
Die Herausforderungen für die jungen 
GewerkschafterInnen waren enorm. Galt es 
zum einen, die in Krieg und Terror herange-
wachsenen Jugendlichen mit dem Leben in 
einer Demokratie vertraut zu machen und 
verlorene Ausbildungsjahre nachzuholen, 

zum anderen sollten in der von Hunger und 
schwerer Arbeit geprägten Nachkriegszeit 
für jugendliche ArbeitnehmerInnen entspre-
chende Arbeits- und Ausbildungsbedingun-
gen geschaffen werden. 

Eine der ersten Initiativen war, eine Verbes-
serung der schlechten Gesundheits- und Er-
nährungssituation der jungen Arbeiterinnen 
und Arbeiter zu erreichen. In einem an die 
Regierung adressierten „Notprogramm“ for-
derte die österreichische Gewerkschaftsju-
gend eine 40-Stunden- und Fünftagewoche 
– die Normalarbeitszeit lag bei 48 Wochen-
stunden - , vier Wochen Urlaub für Lehrlinge 
bis zum 18. Lebensjahr, ärztliche Betreuung 
und Versorgung mit Lebensmitteln, sowie 
staatlich finanzierte Erholungsheime.

Ein erster Erfolg war das im Juli 1948 be-
schlossene „Gesetz über die Beschäftigung 
von Kindern und Jugendlichen“, welches die 
wöchentliche Arbeitszeit für Jugendliche auf 
44 Stunden und täglich auf acht Stunden be-
grenzte, sowie Akkordarbeit und körperliche 
Züchtigung von Lehrlingen verbot.



Aug in Aug mit der Zukunft
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Die ÖGJ war bereits in den 1950ern zur 
größten politischen Jugendorganisation 
Österreichs angewachsen. Neben ihrem 
Engagement auf der Ebene zahlreicher 
gesellschaftspolitischer Themen wie Anti-
faschismus, Internationalismus und Demo-
kratiebewusstsein setzte sich die Gewerk-
schaftsjugend konsequent für eine bessere 
Qualität der Berufsausbildung, bessere 
Arbeitsbedingungen und mehr Mitsprache 
ein.

Berufsausbildungsgesetz 
Ein großer Erfolg der ÖGJ war die Verab-
schiedung des „Berufsausbildungsgeset-
zes“ im März 1969. Darin wurden erstmals 
in einem eigenen Gesetz die Bedingungen 
für die Lehrausbildung, höhere Kostenbe-
teiligung der Betriebe und ein Mitsprache-
recht der ArbeitnehmerInnenvertretung bei 
allen Fragen der Berufsausbildung gere-
gelt. Damit war ein wichtiger Schritt für eine 

qualifizierte Berufsausbildung gesetzt. 

„Unternehmen Stop“
Die betriebliche Praxis hinkte den Vorschrif-
ten noch nach und viele Firmen hielten sich 
weder an die Regelungen für die Beschäf-
tigung von Kindern und Jugendlichen noch 
an das soeben beschlossene Berufsausbil-
dungsgesetz. Noch immer wurden Lehr-
linge als reine Hilfskräfte anstatt als „Aus-
zubildende“ betrachtet, wogegen die ÖGJ 
z. B. mit der Aktion „Unternehmen Stop“ 
protestierte. Konsequente Aufklärungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit führten schließlich zu 
Novellen des Berufsausbildungsgesetzes, 
die die Ausbildungsbedingungen zuguns-
ten der Lehrlinge präzisierten. Zusätzlich 
war es der Beginn von laufenden Ver-
ordnungen, in denen Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnungen erlassen und den 
Anforderungen angepasst wurden. 
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Aktion M
1971 startete die ÖGJ die „Aktion M – wie 
Mitbestimmung“. Mit mehr als 50.000 ge-
sammelten Unterschriften, Lobbyismus und 
großem Verhandlungsgeschick erreichte 
die ÖGJ 1972 den Beschluss des „Jugend-
vertrauensrätegesetzes“ im Nationalrat, mit 
dem auch die Jugendlichen in den Betrie-
ben ihre Interessenvertretung – analog zu 
den BetriebsrätInnen – wählen konnten. 
2017 beabsichtigten die regierenden Par-
teien die JugendvertrauensrätInnen wieder 
abzuschaffen, wovon nach Protesten der 
ÖGJ jedoch Abstand genommen wurde.

(ÖGB-Aktuell Nr. 115 – 1971)



Benya war auch  
einmal Lehrling. 
100.000 Jugendliche  
sind bei uns.  
Mach auch du mit!
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Im Frühjahr 1983 warb die ÖGJ mit dem 
damaligen, bereits 70-jährigen ÖGB-Prä-
sidenten Anton Benya als „Superman“ für 
den Beitritt zur Gewerkschaftsjugend. Eine 
vielschichtige Botschaft.

Anton Benya (1912–2001) absolvierte in 
den 1920er Jahren eine Elektromechani-
ker-Lehre, wo er bald die gewerkschaftliche 
Betriebsarbeit kennenlernte und kurz nach 
seinem Lehrabschluss schon mit 21 Jahren 
zum Betriebsrat gewählt wurde – normaler-
weise galt als Voraussetzung ein Alter von 
24 Jahren. 

Der Präsident 
Die Funktion währte nur kurz, da nach dem 
12. Februar 1934 die Freien Gewerkschaften 
verboten wurden und Anton Benya selbst 
für kurze Zeit inhaftiert war. Nach Jahren 
der Illegalität im Austrofaschismus und Na-
tionalsozialismus, engagierte er sich nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges wieder in 
„seiner“ Gewerkschaft der Metall- und Ber-

garbeiter. Dort wurde er 1947 als jüngstes 
Mitglied in den Vorstand gewählt und 1962 
deren Vorsitzender. Ab 1948 war Benya 
auch Organisationssekretär und später Lei-
tender Sekretär im ÖGB und im September 
1963 wurde Anton Benya als ÖGB-Präsi-
dent gewählt. In seiner 24jährigen Amtszeit 
bis 1987 – die längste, die ein ÖGB-Präsi-
dent je innehatte – prägte Anton Benya das 
österreichische Modell der Sozialpartner-
schaft, die österreichische Sozial- und Wirt-
schaftspolitik sowie die gewerkschaftliche 
Lohn- und Mitbestimmungspolitik. 

Jugendvertrauensrätegesetz
Die Erfahrungen seiner Jugend in der 
instabilen Ersten Republik mit Wirtschafts-
krisen, hoher Arbeitslosigkeit und ihrem 
Ende in Faschismus und Krieg machten ihn 
zu einem Verfechter der demokratischen 
Mitbestimmung, von Vollbeschäftigung und 
sozialer Sicherheit während seiner langjäh-
rigen politischen Tätigkeit. So ermunterte 
er z. B. auch die Gewerkschaftsjugend, sich 
die Mitbestimmung in den Betrieben selbst 
zu erkämpfen und überließ ihnen das Feld 
beim Kampf um das „Jugendvertrauens-
rätegesetzes“ von 1972.



(ÖGB-Aktuell Nr. 531 – September 2007)

 Abgezockt!  
und Ausgesaugt
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„Politisches Engagement und Hartnäckig-
keit zahlen sich aus“, mit diesen Worten 
kommentierte der damalige Bundesjugend-
sekretär, Stefan Bartl, die Abschaffung der 
Internatskosten für Lehrlinge.

Seit 1. Jänner 2018 müssen die Lehrlinge 
die Internatskosten für die Berufsschule 
nicht mehr selbst zahlen, sondern werden 
von den Ausbildungsbetrieben vorge-
streckt, die sich wiederum die Kosten aus 
dem Insolvenzentgeltfonds zurückerstatten 
lassen können. Diese im November 2017 
von der ÖGJ erwirkte neue Regelung im 
„Berufsausbildungsgesetz“ bringt sowohl 
den Lehrlingen eine große finanzielle Ent-
lastung als auch den Ausbildungsbetrieben. 
Gerade Lehrlinge in weniger gut entlohnten 
Branchen mussten oft die Internatskosten 
und die Fahrtkosten für die Berufsschulzeit 
von ihrer geringen Lehrlingsentschädigung 
bestreiten. Für die Ausbildungsbetriebe 
entstehen durch die Refundierung nun 

keine zusätzlichen Kosten. Damit war eine 
langjährige Forderung der Gewerkschafts-
jugend endlich erfüllt. 

Gratis-Internat
Immer wieder wurde das Thema aufgegrif-
fen, wie mit dem Plakat von 2007, wo die 
ÖGJ eine Kampagne mit dem Titel „Abge-
zockt! und Ausgesaugt“ durchführte. 2017 
startete die ÖGJ eine Unterschriftenaktion 
zum Gratis-Internat für alle Lehrlinge. Mehr 
als 21.000 Jugendliche unterstützten die 
Forderung und im Herbst konnte die ÖGJ 
einen Großteil der Unterschriften dem 
damaligen Sozialminister Alois Stöger 
übergeben. Ein Fristsetzungsantrag des 
Baugewerkschafters Josef Muchitsch im 
Parlament verhinderte, dass die Forderung 
auf die „lange Bank“ geschoben wurde und 
der Beschluss für die neue Regelung noch 
vor der anstehenden Nationalratswahl ver-
abschiedet werden konnte. 



„Ein Altern in  
Würde muss für alle  
SeniorInnen in Österreich 
möglich sein.“
(Einleitung zur Geschäftsordnung der  
ÖGB-PensionistInnenabteilung, 2017)

PENSION- 
ISTiNNEN



Arbeiterpension wird 
Wirklichkeit. 
Ein Erfolg des Ö.G.B.  
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Am 9. September 1955 verabschiedete der 
Nationalrat das Allgemeine Sozialversiche-
rungsgesetz (ASVG). Erstmals in Österreichs 
Geschichte gab es für fast alle Gruppen von 
unselbstständig Erwerbstätigen ein einheit-
liches Gesetz. Das ASVG enthielt Kranken-, 
Unfall-, und Pensionsversicherung. Es er-
setzte die in fünf verschiedenen politischen 
Systemen entstandenen 5.500 Paragraphen 
von unzähligen Verordnungen, Erlässen und 
Gesetzen und brachte auch endlich eine 
Pensionsregelung für ArbeiterInnen.

Es hatte zwar in der Monarchie von staat-
lichen Betrieben, Unternehmern, Vereinen 
oder einzelnen Berufsgruppen gegründete 
Pensionsinstitute gegeben, deren Erfolg ei-
nerseits vom Finanzgeschick der Verwaltung 
abhing, andererseits vom Joberhalt, denn 
ein Jobverlust brachte auch Einbußen beim 
Pensionsanspruch. In vielen Fällen gingen 
so bereits einbezahlte Beiträge verloren. 

Beamtenverein
Den ersten Vorstoß zur Vereinheitlichung 
der Pensionsregelungen sowie die Aus-
dehnung auf alle Angestellten machten 
die gewerkschaftlichen Vereine der Privat-
beamten schon im Jahr 1888. Es brauchte 
allerdings noch viel „energische Agitation“ 
des Obmanns des „Ersten Allgemeinen 
Beamtenvereins“, Anton Blechschmidt, bis 
im Jahr 1901 der Gesetzesentwurf im Abge-
ordnetenhaus behandelt wurde. Erst am 16. 
Dezember 1906 sanktionierte Kaiser Franz 
Joseph das „Gesetz, betreffend die Pensi-
onsversicherung der im privaten Diensten 
und einiger in öffentlichen Diensten Ange-
stellten“.

Das Gesetz trat mit 1. Jänner 1909 in Kraft 
und war unzulänglich, schloss es einen 
Großteil der Angestellten aus. Es war aber 
auch ein Ausgangspunkt, um Verbesserun-
gen für Angestellte und schließlich auch die 
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(Plakat – 1955)

Pensionsversicherung für ArbeiterInnen so-
wie für HeimarbeiterInnen und Beschäftigte 
in der Land- und Forstwirtschaft durchzu-
setzen. Auch wenn dies sehr lange dauerte. 

Angestellenversicherungsgesetz
In der Ersten Republik gelang es mit der 
Verabschiedung des Angestelltenversi-
cherungsgesetzes im Jahr 1927, dass nicht 
mehr nur Angestellte, die überwiegend 
geistig tätig waren, pensionsversichert 
waren, sondern alle Angestellten. Für 
ArbeiterInnen wurde ein ähnliches Ge-
setz verabschiedet, dieses enthielt aber 
den sogenannten „Wohlstandsindex“: Erst 
wenn eine wirkliche Besserung der Wirt-
schaftslage zu erkennen sei und die Zahl 
der Arbeitslosen unter 100.000 gesunken 
sei, würde das Gesetz in Kraft treten – dies 
geschah allerdings nie. 

Die Nationalsozialisten setzten durch eine 

Verordnung per 1. Jänner 1939 die für Ar-
beiterInnen geltende Reichsversicherungs-
ordnung und das für Angestellte geltende 
Reichs-Angestelltenversicherungsgesetz 
in Österreich in Kraft – diese galten aber – 
ganz in der menschenverachtenden Doktrin 
– nur für „arische“ Menschen. 

Nach Kriegsende bestanden diese Gesetze 
– ohne den arischen Zusatz – bis ins Jahr 
1955 weiter. Auch wenn zwischen 1945 und 
1955 verschiedenste Gesetze zur ausrei-
chenden Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung verabschiedet worden waren, war 
das ASVG einer der ersten großen Meilen-
steine in der österreichischen Sozialgesetz-
gebung.



(ÖGB Wandzeitung Nr. 46 – 1965)

Vom ÖGB gefordert 
– vom Nationalrat 
beschlossen 
– Die Pensions- 
dynamik ist Gesetz!
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Viele GewerkschafterInnen hatten an der 
Verabschiedung des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes und somit auch an 
der Einführung der ArbeiterInnenpension 
mitgearbeitet. Nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes am 1. Jänner 1956 zeigten sich 
aber auch die ersten Schwachstellen und 
eine davon war, dass die Pensionen nicht 
automatisch angehoben wurden. 

Auf Druck des ÖGB beschloss schließ-
lich der Nationalrat am 28. April 1965 die 
Pensionsdynamik. Von nun an wirkten sich 
wesentliche Veränderungen des Lohn- 
und Gehaltsniveaus auf die Pensions- und 
Rentenleistung aus. Für die Gewerkschaf-
terInnen war dieses Gesetz die Krönung 
des ASVG – des Grundgesetzes der sozia-
len Sicherheit in Österreich – und Teil des 
„Goldenen Zeitalters“ der Pensionsversi-
cherung. 

Bis zum zweiten Ölpreisschock 1982/83 
waren die Pensionsregelungen stetig ver-

bessert worden. Nun aber stieg die Arbeits-
losigkeit von 1,9 Prozent im Jahr 1980 auf 5 
Prozent im Jahr 1985. Die Politik reagierte 
darauf mit Erleichterungen zu frühzeitigen 
Pensionierungen. 

Das „Goldene Zeitalter“ wurde von Leis-
tungskürzungen abgelöst: der Bemes-
sungszeitraum ausgeweitet, die vorzeitige 
Alterspension schrittweise abgeschafft und 
schließlich auch die Pensionsanpassung 
von der Lohnentwicklung entkoppelt. 



(ÖGB-Aktuell Nr. 480 – 2003)

Die neue 
Belastungswelle: 
Länger arbeiten, weniger 
Pension. Mach dich stark!
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Im Sommer 2000 beschloss die schwarz-
blaue Koalitionsregierung von ÖVP und FPÖ 
das Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 
und eine Pensionsreform – mit weitgreifen-
den negativen Auswirkungen auf Arbeit-
nehmerInnen. Der ÖGB beantwortete den 
Angriff auf die sozialpolitischen und arbeits-
rechtlichen Errungenschaften mit der bisher 
größten BetriebsrätInnenkonferenz in der 
Zweiten Republik. Mehr als 4.000 Teilneh-
merInnen sprachen sich gegen die Sparplä-
ne der Regierung aus, gegen die Einführung 
von Krankenkassenselbstbehalten und 
gegen die Pensionsreform samt Anhebung 
des Pensionsantrittsalters. Sie beschlossen, 
der Regierung die „rote Karte“ zu zeigen und 
unterstrichen dies mit zahlreichen Aktionen 
– etwa den „1.000 Nadelstichen“. Die Pen-
sionsreform wurde schließlich aufgehoben, 
aber nicht von der Regierung, sondern vom 
Verwaltungsgerichtshof, der einen Formal-
fehler entdeckt hatte. 

Streik
Drei Jahre später gab es eine neue Pen-
sionsreform, auf die der ÖGB mit Streiks, 
Betriebsversammlungen und Demonstrati-
onen antwortete. Am 6. Mai 2003 fanden 
hunderte Betriebsversammlungen statt und 
in 500 Großbetrieben wurde gestreikt. Es 
fuhren keine Busse, keine Straßenbahnen 
und in Wien keine U-Bahnen. Insgesamt 
nahmen rund 500.000 Menschen an rund 
10.000 Aktionen teil. Die schwarz-blaue Re-
gierung zeigte sich nicht gesprächsbereit. 

Also gingen am 13. Mai 2003 mehr als 
100.000 Menschen trotz Regen und Ha-
gels in Wien auf die Straße und am 3. Juni 
beteiligten sich rund eine Million Menschen 
in 18.000 Betrieben an Aktionen gegen die 
geplante Pensionsreform. 

Auf Druck des ÖGB und des ÖAAB wurden 
der Reform zwar einige Giftzähne gezogen, 
aber unter dem Strich blieb, dass Menschen 
nun länger arbeiten müssen und dafür  
weniger Pension erhalten. 



„Soziale Sicherheit ist die 
verlässlichste Grundlage 
der Demokratie.“
(Johann Böhm, erster ÖGB-Präsident)
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Im ÖGB gemeinsam  
für ein besseres Leben

(Plakat – Jänner 1959)
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Dieser Neujahrsgruß des ÖGB für das Jahr 
1959 drückt einmal mehr aus, worum es 
Gewerkschaften seit ihrer Gründung geht, 
ja, und wofür sie überhaupt gegründet 
wurden: um gemeinsam für ein besseres 
Leben aller zu kämpfen. Das gilt auch noch 
heute. Das gesellschaftliche Umfeld und die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen sind im 
Vergleich zu damals anders geworden, doch 
steht jede Generation immer wieder vor 
der Aufgabe, sich seine Existenz zu sichern 
und das eigene und gemeinsame Leben zu 
gestalten. 

Geändert hat sich glücklicherweise auch die 
Sprache, in der heute endlich auch Frauen 
ihren Platz haben. Auf vielen der ausgestell-
ten Plakate wird nur die männliche Form 
verwendet, wie hier die „Arbeiter“. Obwohl 
immer mehr Frauen zusätzlich zu ihrer Haus- 
und Familienarbeit einer Erwerbsarbeit 
nachgingen. Im Jahr 1959 waren 35 Prozent 
der Beschäftigten weiblich.

Solidarität
Das Jahr 1959 brachte für die österreichi-
schen Beschäftigten die erste Arbeitszeit-
verkürzung von 48 auf 45 Wochenstunden. 
Was das ÖGB-Präsidium seinen Mitgliedern 
in der Mitgliederzeitschrift „Solidarität“ für 
das kommende Jahr 1959 noch mitgab, sei 
hier in einigen Auszügen zitiert:

„Wir Gewerkschafter wollen (…) dazu beitra-
gen, dem gesamten Volk im gemeinsamen 
Vaterland Wohlstand und soziale Sicherheit 
zu bringen.“ Schwerpunkte dafür seien: 
Sicherung der Reallöhne, erste wirksame 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Einigung 
Europas, Sicherung der Währung, Vollbe-
schäftigung als Fundament der Wirtschaft, 
weitere Arbeitszeitverkürzung und Aufbau 
einer Kulturarbeit zur sinnvollen Nutzung 
von Freizeit.



(ÖGB-Aktuell Nr. 188 – Februar 1977)

Wenn ich krank bin,  
ist Mutti bei mir.
Pflegeurlaub: Durch 
starke Gewerkschaften 
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„Wenn ich krank bin, ist Mutti bei mir“ stand 
im Jahr 1977 auf einem der ÖGB-Plakate. 
Allerdings durfte das Kind nicht länger als 
eine Woche krank werden und das nur 
einmal im Jahr. Die Rechtsgrundlage dazu 
war das „Bundesgesetz über die Verein-
heitlichung des Urlaubsrechts und der 
Einführung der Pflegefreistellung“ aus dem 
Jahr 1976. 

Das Gesetz war sicherlich ein Fortschritt. 
Eltern mussten ihre erkrankten Kinder nicht 
mehr ins Spital bringen und Frauen sich 
nun nicht mehr krankschreiben lassen oder 
Urlaub nehmen. Denn es waren und sind 
vornehmlich Frauen, die sich um Ältere und 
Kinder kümmerten, bzw. kümmern. 

Die damalige Nationalrätin und ÖGB-Frau-
envorsitzende, Maria Metzker, sagte dazu 
im Jahr 1976 im Parlament: „Dieses Ge-
setz bringt eine klare und saubere Lösung 
eines sozialen Problems, das lange Zeit 
hindurch die Arbeitnehmer, vor allem die 

berufstätigen Frauen, belastet hat. Dieses 
Gesetz betrifft Väter wie Mütter, weil wir der 
Meinung sind, dass die Väter mehr in die 
Erziehung und Betreuung einbezogen und 
das Verhältnis zu den Kindern enger gestal-
ten sollen. Wir sind als berufstätige Frauen 
sehr glücklich, dass wir nach langen Jahren 
des Bemühens dieses Gesetz bekommen 
haben.“  



(ÖGB-Aktuell Nr. 188 – Februar 1977)

Für einen Saurier zu  
jung – Für einen 
Arbeitsplatz zu alt?  
Die Antwort: ein 
Maßnahmenpaket
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Ältere ArbeitnehmerInnen hatten es schon 
immer schwer, einen neuen Arbeitsplatz 
zu finden. In Zeiten der Wirtschaftskrisen 
– wie während der Ersten Republik traf es 
zuerst „die alten ihrer Kräfte beraubten 
Menschen“. Sie waren die ersten Opfer 
des Abbaus. Kam die Produktion wieder in 
Gang, wurden nicht sie, sondern nur junge 
Menschen eingestellt. 

Auch in der Zweiten Republik setzte sich 
diese „Tradition“ fort. Der ÖGB thematisier-
te dies bereits in den 1950er Jahren. Eine 
Antwort der Regierung war die Möglichkeit 
der Frühpensionierungen ab den 1970er 
Jahren auszuweiten. Trotzdem stieg die 
Zahl der Arbeitslosen insgesamt, beson-
ders aber die der über 50jährigen stetig an 
und zwischen 1988 und 1991 hatte sie sich 
sogar verdreifacht und jede/r Zweite muss-
te damit rechnen, Langzeitarbeitslose/r zu 
werden. 

Maßnahmenpaket
Daher legten ÖGB und AK im Jahr 1992 ein 
umfangreiches Maßnahmenpaket vor, um 

einerseits ältere ArbeitnehmerInnen beim 
Erhalt ihres Arbeitsplatzes zu unterstützen, 
und um andererseits die Arbeitssuche für 
Arbeitslose zu erleichtern, aber auf jeden 
Fall die soziale Sicherheit zu garantieren. 

Die SPÖ-ÖVP-Koalition griff einige der 
Vorschläge auf. So werden seit 1993 Kin-
derziehungszeiten auf Pensionsansprüche 
angerechnet und dies ermöglichte Frauen, 
überhaupt eine Pension zu erhalten oder 
leichter in Frühpension zu gehen. Oder 
das im August 1993 in Kraft getretenen 
Beschäftigungssicherungsgesetzes, dass 
neben Verschärfungen bezüglich des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld auch Förde-
rungen für Umschulungen, die Gründung 
von Arbeitsstiftungen und auch den besse-
ren Schutz für ältere Arbeitslose beinhalte-
te. 

Auch wenn es bis heute zahlreiche wei-
tere Maßnahmen gab, ist es immer noch 
schwierig für arbeitslos gewordene ältere 
ArbeitnehmerInnen, eine neue Anstellung 
zu finden. 



Die Profite steigen. 
Die Arbeitslosenzahlen 
auch.
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Unter dem Motto „Europa braucht Arbeit!“ 
fanden am 27. Mai 1997 in ganz Europa 
Demonstrationen statt. Die Forderung war, 
dass die EU endlich Maßnahmen gegen die 
hohe Arbeitslosigkeit setzen sollte, such-
ten doch damals innerhalb der EU rund 18 
Millionen Menschen einen Arbeitsplatz. In 
Österreich waren es 237.794. 

Zwar hatten sich die RegierungsvertreterIn-
nen schon im Jahr 1994 beim EU-Gipfel auf 
fünf Beschäftigungsschwerpunkte geeinigt, 
aber die Finanzminister verabsäumten 
die nötigen Finanzmittel zur Verfügung zu 
stellen.

Maastricht-Kriterien 
Seit dem EU-Beitritt im Jahr 1995, galten 
auch in Österreich die Maastricht-Kriterien. 
Diese definierten u. a. Schwellen für Schul-
denstand, Defizit, Inflation, Wechselkurs 
und Zinssätze. Die Erreichung der Kriterien 

war Voraussetzung, um ab dem Jahr 2002 
ein Euro-Land zu werden. Dies führte je-
doch dazu, dass in den EU-Mitgliedsländern 
rigorose Sparpakete verabschiedet wurden. 

So auch in Österreich mit der Pensionsre-
form 1997 und den beiden Strukturanpas-
sungsgesetzen 1995 und 1996 – die zwar 
mehr Geld in die Staatskasse brachten, 
aber auch mehr Menschen zum Arbeitsamt. 
Die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik wurde 
einer restriktiven Budgetpolitik unterge-
ordnet. Anhaltende Proteste kamen von 
Familienverbänden und den Interessenver-
tretungen der ArbeitnehmerInnen. 

Proteste
Einer dieser Proteste war die Demonstrati-
on von rund 6.000 Menschen vor dem Bun-
deskanzleramt am 27. Mai 1997. Der ÖGB 
übergab dem damaligen Bundeskanzler 
Victor Klima (SPÖ) und Vizekanzler Wolf-
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(ÖGB-Aktuell Nr. 420 – Jänner 1998)

gang Schüssel (ÖVP) ein 12-Punkte-Pro-
gramm zur erfolgreichen Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und zur Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen. 

Der europaweite Protest zeigte Erfolg, denn 
beim Beschäftigungsgipfel im November 
1997 in Luxemburg bekamen die Gewerk-
schaften erstmals die Gelegenheit ihre 
Forderungen zu präsentieren – unterstützt 
wurden sie von Demonstrierenden vor dem 
Gebäude (siehe Foto am Plakat). Die Regie-
rungschefs beschlossen, dass anhand vier 
beschäftigungspolitischer Leitlinien jedes 
Mitgliedsland ein Maßnahmenbündel ausar-
beiten muss und bis spätestens April 1998 
an die EU übermitteln musste. 

Nationaler Aktionsplan  
für Beschäftigung 
Österreich war spät dran. Erst am 15. April 
1998 beschloss der Nationalrat den „Na-

tionalen Aktionsplan für Beschäftigung“ 
(NAP). Darin waren auch eine Vielzahl von 
ÖGB-Forderungen aufgenommen worden: 
etwa die Verdoppelung des Anteils der 
Arbeitslosen in Ausbildungsmaßnahmen, 
mehr Geld für aktive Arbeitsmarktpolitik, 
Modernisierung der Lehrlingsausbildung, 
Infrastrukturmaßnahmen, Erleichterung der 
Rückkehr ins Arbeitsleben, Eingliederung 
von Behinderten und nachhaltige Verbes-
serung der Chancengleichheit der Frauen 
im Erwerbsleben. Durch den NAP und 
die Konjunkturerholung sank die Zahl der 
Arbeitslosen in Österreich im Jahr 2000 auf 
194.300. 



(ÖGB-Aktuell Nr. 468 – März 2002)

Sozialstaats- 
volksbegehren:  
Unterschreiben  
statt untergehen!
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Der Ökonom Stephan Schuhmeister, der 
Universitätsprofessor Emmerich Talos, zwei 
Ärzte und eine Rechtsfürsorgerin brachten 
am 10. Jänner 2002 einen Antrag auf Einlei-
tung des Verfahrens für ein Volksbegehren 
mit der Bezeichnung „Sozialstaat Öster-
reich“ ein. 

Die InitiatorInnen sahen durch die schwarz-
blaue Regierung den Artikel 2 der Ver-
fassung: „Österreich ist ein Sozialstaat“ 
in Gefahr und damit auch dessen vier 
Hauptsäulen geschwächt: die Kranken- und 
Unfallversicherung, die Altersvorsorge, 
die Arbeitslosenversicherung und das 
Bildungswesen. Die Devise der Regierung 
lautete weniger Staat, mehr privat – was 
vor allem sozial Schwache getroffen hätte 
und gleichzeitig die Vermögenden begüns-
tigt hätte. 

Das Volksbegehren 
Der ÖGB und mehr als 400 Gruppierungen 
unterstützten das Volksbegehren. Zwischen 

3. und 10. April 2002 wurden 678.890 gülti-
ge Unterschriften gesammelt. Dabei hätten 
schon 100.000 genügt, damit das Volks-
begehren im Parlament behandelt werden 
muss. 

Am 13. Juni 2002 fand die erste Lesung im 
Nationalrat statt, es wurde dem Ausschuss 
für Arbeit und Soziales zugewiesen und die 
Frist für die Berichterstattung mit 15. Jänner 
2003 gesetzt. Da hatten aber die Folgen 
der Knittelfelder FPÖ-Versammlung am 7. 
September 2002 schon zum Rücktritt meh-
rerer FPÖ-Minister geführt und schließlich 
zum Bruch der ersten ÖVP-FPÖ-Koalition 
unter Bundeskanzler Wolfgang Schüssel. 
Am 24. November 2002 gab es Neuwahlen 
und die FPÖ verlor zwei Drittel der Wäh-
lerInnen gegenüber dem Jahr 1999 – die 
Koalition mit der ÖVP wurde dennoch 
fortgesetzt – und somit auch der Abbau des 
Sozialstaates. 



„Die Kohle muss rüber!“
(Rudolf Hundstorfer, ÖGB-Präsident, März 2008)

STEUERN



(ÖGB-Aktuell Nr. 66 – 1967)

Eine Lohnsteuerreform 
ist überfällig –
Den Schwachen helfen
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Der ÖGB und Steuerreformen haben eine 
lange Geschichte. Bereits im Jahr 1945 war 
eine der ersten Gewerkschaftsforderungen 
die Beseitigung der nationalsozialistischen 
Steuergesetze. Es dauerte bis Juli 1946, bis 
das Steueränderungsgesetz im Nationalrat 
verabschiedet wurde, und unselbständig 
Erwerbstätige bereits ab der zweiten Sep-
temberwoche mehr Geld in den Geldbörsen 
hatten. 

Auch in den folgenden Jahren machte der 
ÖGB immer wieder Druck und setzte durch, 
dass vor allem die Steuerlast der unteren 
und mittleren Einkommen gemildert wur-
de und er setzte sich auch dafür ein, dass 
Lohnsteuersenkungen zum Wahlkampfthe-
ma wurden – etwa im Jahr 1966. Damals 
versprachen alle Parteien sich dafür einzu-
setzen.

Steuersenkung
Die ÖVP gewann die Wahl und regierte 
zwischen 1966 und 1970 allein und brachte 
eine Steuerreform auf den Weg, die aller-

dings zuerst eine sofortige Steuersenkung 
für die Unternehmen vorsah und jene für 
ArbeitnehmerInnen auf das Ende der Legis-
laturperiode verschob. Erst auf Druck des 
ÖGB wurde eine kleine Lohnsteuerreform 
verabschiedet, die schrittweise bis Anfang 
Jänner 1968 in Kraft trat. 

Unter der SPÖ-Alleinregierung gab es im 
Jahr 1973 zwei Steuerreformen, die Einfüh-
rung der Mehrwertsteuer und die Senkung 
der Lohn- und Einkommenssteuer. Diesen 
sollten noch viele Reformen folgen. Im Jahr 
1989 brachte die Steuerreform 18 Milliarden 
Schilling Steuerersparnis für unselbstständi-
ge Erwerbstätige, im Jahr 1994 wurden vor 
allem die unteren Einkommen entlastet und 
2004 die Zuverdienstgrenze beim Kinder-
geld erhöht genauso wie der Alleinverdie-
nerabsetzbetrag und im Jahr 2009 wurden 
Jahreseinkommen unter 11.000 Euro von 
der Lohnsteuer befreit.
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Lohnsteuer Runter! Jetzt 
liegt‘s  an der Regierung! 
882.184 Unterschriften 
machen Druck 
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Die größte Steuerreform der Zweiten Republik stieß der ÖGB im 
Juli 2014 an. Denn das Jahr 2014 war kein gutes Jahr für Arbeit-
nehmerInnen. Erstmals nahm der Staat mehr Geld aus Lohnsteu-
ern ein, als aus der Mehrwertsteuer. 

Über den Sommer arbeiteten ExpertInnen des ÖGB und der AK 
ein Steuermodell aus, BelegschaftsvertreterInnen informierten 
KollegInnen, es wurden Aktionen in Bädern und auf Sportplätzen 
veranstaltet und überall Unterschriften gesammelt – mit dem 
Ziel, eine möglichst breite Unterstützung für die ÖGB-Forderung 
nach einer Lohnsteuersenkung zu erhalten. 

Insgesamt konnte der damalige ÖGB-Präsident Erich Foglar dem 
damaligen Bundeskanzler Werner Faymann am 18. November 
2014 überwältigende 882.184 Unterschriften übergeben. Es folg-
ten viele Verhandlungen und schließlich trat am 1. Jänner 2016 
die Steuerreform in Kraft – mit einem Volumen von knapp fünf 
Milliarden Euro. 



„Der Kollektivvertrag  
ist die Bibel der  
ArbeitnehmerInnen“
(UrheberIn unbekannt)

KOLLEKTIV- 
VERTRÄGE 

 –  
ARBEITSZEIT



Wenn das Leben 
teurer wird – 
daher diesmal 
einheitliche 
Lohnforderungen der 
Gewerkschaften

Kollektivverträge und Arbeitszeit | 52

„Gelenkte oder freie Lohnpolitik“ war 
sowohl unter den GewerkschafterInnen 
als auch bei den Mitgliedern ein umstrit-
tenes Thema. Seit 1947 versuchten Ge-
werkschaftsbund und Arbeiterkammer mit 
Vertretern der Wirtschaft und der Landwirt-
schaft mit jährlichen Lohn- und Preisabkom-
men eine zentrale und schrittweise Anpas-
sung von Preisen und Löhnen zu erreichen. 
Das hatte zur Folge, dass die Reallöhne 
stagnierten bzw. zum Teil sanken und dass 
trotz guter Konjunkturen in einzelnen Bran-
chen die Beschäftigten davon nicht profi-
tierten. So forderten manche Gewerkschaf-
terInnen dezentrale Lohnverhandlungen. 

Der ÖGB hielt diesen Forderungen entge-
gen, dass die Freigabe der Lohnverhand-
lungen auch „freie Fahrt“ für die Preiserhö-
hungen bedeuten würde. Dies wiederum 
würde höhere Lohnforderungen, und damit 
Arbeitskämpfe, nach sich ziehen. Darüber 
hinaus würden andere Teile der Bevölke-

rung, wie Beschäftigte „ärmerer“ Branchen 
oder PensionistInnen womöglich gar keine 
Anpassung an die steigenden Lebenshal-
tungskosten erhalten. 

Oktoberstreik
Diese Auseinandersetzung führte mehrmals 
zu Protestversammlungen, Demonstratio-
nen und Streiks, die im Herbst 1950 um das 
4. Preis- und Lohnabkommen einen Hö-
hepunkt erreichten. Da sich hier vor allem 
viele kommunistische GewerkschafterInnen 
engagierten, wurde ihnen ein kommunisti-
scher „Putschversuch“ unterstellt, und so 
wurden sie in der Folge vom ÖGB ausge-
schlossen. 2015 wurde durch ein vom ÖGB 
eingerichtetes HistorikerInnenteam die 
„Putschversuchs“-Behauptung widerlegt 
und die damals ausgeschlossenen Gewerk-
schaftsmitglieder wurden rehabilitiert.
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Reallohnerhöhungen
Das Plakat dürfte zwischen dem „Oktober-
streik“ 1950 und dem fünften und letzten 
Lohn- und Preisabkommen im Juli 1951 ent-
standen sein und appelliert an die gemein-
same Lohnpolitik und die Berücksichtigung 
anderer Bevölkerungsgruppen. Dieses 
letzte Abkommen brachte keine Reallohn-
erhöhung, aber zumindest die Abgeltung 
der vereinbarten Preis- und Tariferhöhun-
gen. So wurden die Löhne und Gehälter 
um zehn Prozent, mindestens aber um 140 
Schilling erhöht, aber auch die Renten und 
die Arbeitslosenunterstützung um zehn Pro-
zent. Darüber hinaus wurde das Kindergeld 
erhöht und die Erhöhungen von der Besteu-
erung ausgenommen.      

(Plakat – Jänner 1959)



So geht die  
Uhr richtig!
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„Den Achtstundentag haben in langen und 
andauernden Kämpfen die Gewerkschaften 
errungen. Die gesetzliche Sicherung durch 
das Arbeitsgesetz fehlt aber noch! Aber 
auch das werden wir erringen!“

Der Acht-Stundentag wurde 1918 und 1919 
mit zwei Gesetzen festgelegt. Nach dem 
Einmarsch Hitlers 1938 galt in Österreich 
die deutsche Arbeitszeitordnung, die sich 
noch am Acht-Stundentag und der 48-Stun-
denwoche orientierte. 

Kompliziert
Ab 1939 wurde durch Verordnungen die 
Arbeitszeit auf bis 60 Wochenstunden 
ausgedehnt. Nach Kriegsende 1945 wur-
den mit dem Rechtsüberleitungsgesetz 
sämtliche Gesetze und Verordnungen, die 
nach dem 13. März 1938 erlassen worden 
waren, aufgehoben. Damit wäre das Acht-
stundentagsgesetz von 1918/1919 (schon 

mit Einschränkungen im Austrofaschismus) 
wieder in Kraft gewesen. Da es aber keine 
explizite Kundmachung gab, waren sich 
der Verwaltungsgerichtshof und der Ver-
fassungsgerichtshof nicht einig, welches 
Gesetz nun gültig war. Diese unterschied-
liche Rechtsauffassung führte dazu, dass 
rechtlich sowohl die 60-Stundenwoche als 
auch die 48-Stundenwoche gültig waren. 
Deshalb forderten ÖGB und Gewerkschaf-
ten von Anfang an ein zeitgemäßes Arbeits-
zeitgesetz.

Arbeitszeitverkürzung
Im Dezember 1950 wurde ein erster Ent-
wurf in den Nationalrat eingebracht, aber 
nicht verhandelt. Fast zwanzig Jahre – mit 
Einbringung mehrerer Entwürfe – sollte es 
dauern, bis Ende 1969 endlich ein Arbeits-
zeitgesetz im Parlament verabschiedet 
wurde. Dass dennoch für einen Großteil der 
Beschäftigten in Österreich der Acht-Stun-
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 (Plakat – Anfang 1950er)

dentag und die 48-Stundenwoche galten, 
und in dieser Zeit sogar eine Arbeitszeit-
verkürzung auf 45 Wochenstunden erreicht 
werden konnte, ist den Gewerkschaften 
und dem ÖGB zu verdanken. Die Gewerk-
schaften regelten die Arbeitszeit über die 
Kollektivverträge und der ÖGB schloss 
1959 einen Generalkollektivvertrag zur 
45-Stundenwoche ab. 

40-Stundenwoche
Die Forderung von ÖGB und den Gewerk-
schaften nach einem neuen Arbeitszeitge-
setz war immer mit dem Ziel einer Arbeits-
zeitverkürzung gekoppelt. Ab 1955 wurde 
bereits die 40-Stundenwoche angepeilt. 
Der große Widerstand vonseiten der Wirt-
schaft gegen die Arbeitszeitverkürzung 
und ein Arbeitszeitgesetz wurde schließlich 
im Herbst 1969 nach der Abhaltung einer 
Volksabstimmung über die Einführung 
der 40-Stundenwoche überwunden. Die 
etappenweise Einführung der 40-Stunden-

woche konnte sowohl in einem General-
kollektivvertrag als auch in dem endlich 
beschlossenen Arbeitszeitgesetz festgelegt 
werden. Ab 1975 galt in Österreich die 
40-Stundenwoche, nachdem die Arbeitszeit 
1970 auf 43 Stunden und 1972 auf 42 Stun-
den verkürzt wurde. 

Protest 
Ein wichtiger Aspekt des Arbeitszeitge-
setzes ist die Regelung von Arbeitszeitbe-
grenzungen. Im Zuge der Schaffung von 
Flexibilisierungsmöglichkeiten wurden 
sowohl 1997 als auch 2007 Ausnahmen für 
die Ausdehnung von Tages- und Wochenar-
beitszeiten unter bestimmten Bedingungen 
geschaffen. 2018 beschloss die damalige 
Koalitionsregierung von ÖVP und FPÖ 
unter heftigen Protest vonseiten der Arbeit-
nehmerInnenvertretungen die Ausweitung 
der täglichen Arbeitszeit auf zwölf Stunden 
und der wöchentlichen Arbeitszeit auf bis 
zu 60 Stunden.



Dein Urlaub ist trotz 
Gesetz nur durch 
gewerkschaftliche 
Kraft gesichert
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„Auf einige Tage im Jahr ausspannen zu 
können, um physisch und geistig auszu-
ruhen und mit (…) erfrischter Arbeitskraft 
wieder in die Tretmühle zu steigen – dieser 
Gedanke greift auch in der Arbeiterschaft 
immer mehr um sich“, schrieben die Ge-
werkschaftszeitungen im Jahr 1913. 

Damals bestand nur für eine Berufsgruppe, 
die geistig arbeitenden kaufmännischen 
Angestellten, ein Urlaubsanspruch von min-
destens zehn Tagen pro Jahr. ArbeiterInnen 
hingegen konnten bezahlten Urlaub nur ge-
nießen, wenn es in ihren Kollektivverträgen 
verankert war – im Jahr 1909 beinhalteten 
allerdings nur zehn Prozent eine solche 
Regelung. 

Arbeiterurlaubsgesetz
Erst mit der Verabschiedung des Arbei-
terurlaubsgesetzes im Juli 1919 erhielten 
ArbeiterInnen nach einem Jahr ununterbro-

chenen Dienstverhältnis Anspruch auf eine 
Woche bezahlten Urlaub pro Jahr, nach fünf 
Jahren zwei Wochen. Allerdings waren wie-
der die Regelungen für Angestellte besser. 
Mit der Verabschiedung des Angestellten-
gesetzes im Jahr 1921 erhielten nun alle 
Angestellten Anspruch auf zwei Wochen 
bezahlten Urlaub nach nur sechs Monaten 
durchgehender Dienstzeit. Im Jahr 1922 
erhielten auch JournalistInnen, Schauspie-
lerInnen und Gutsangestellte gesetzlichen 
Anspruch auf bezahlten Urlaub. 

Komplizierter war es, Regelungen für Land-
arbeiterInnen zu finden – jedes Bundesland 
konnte eine eigene Landarbeiterordnung 
verabschieden. So stand landwirtschaftli-
chen ArbeiterInnen in Kärnten im Jahr 1922 
nach einem Jahr durchgehender Beschäfti-
gung ein Urlaub von drei Tagen zu und zum 
Lohn erhielten sie noch einen 25prozenti-
gen Zuschuss. In Wien hatten Landarbei-
terInnen hingegen Anspruch auf acht Tage 
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(7. Plakatzeitung der Solidarität – Juli 1952)

Urlaub und jene in Salzburg gar keinen. 

Erst im Jahr 1948 verabschiedete der Na-
tionalrat das Landarbeitsgesetz, das auch 
Urlaub enthielt: Zwölf Werktage nach neun 
Monaten Betriebszugehörigkeit, 18 Werkta-
ge nach fünf Jahren und 24 Werktage nach 
15 Jahren ununterbrochener Dienstzeit bei 
einem/einer Arbeitgeber/in. Als Vorbild 
hatte das im Sommer 1946 verabschiedete 
Arbeiterurlaubsgesetz gedient. Allerdings 
waren die Angestellten wieder besserge-
stellt als alle anderen Berufsgruppen. 



(ÖGB-Aktuell Nr. 182 – 1976)

Urlaub. Erholungszeit. 
Freizeit. 
Nervenausspannzeit. 
Familienzeit. Faulenzzeit. 
Denkzeit. Traumzeit.
Mehr Urlaub durch starke 
Gewerkschaften
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Es sollte noch bis ins Jahr 1976 dauern, bis ein gemeinsames 
Urlaubsrecht für ArbeiterInnen und Angestellte gesetzlich 
festgelegt wurde. Damals betrug die Mindesturlaubsdauer 24 
Urlaubstage und erhöhte sich nach 20 Jahren ununterbroche-
ner Dienstzeit auf 30 Werktage. Diese Regelung wurde auch im 
Landarbeitsgesetz und im Bauarbeiterurlaubsgesetz angepasst. 
Das gleiche passierte auch im Winter 1983, als das Urlaubsge-
setz novelliert und das Urlaubsausmaß bei weniger als 25 Jah-
ren ununterbrochener Dienstzeit auf 30 Werktage erhöht wurde 
und nach Vollendung des 25. Dienstjahres auf 36 Werktage. 



Es ist Zeit.  
Zug um Zug: 35 
Stunden sind genug

(ÖGB-Aktuell Nr. 218 – November 1988)
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Am 10. ÖGB-Bundeskongress (1983) for-
derte der damalige Sozialminister und 
Vorsitzende der Gewerkschaft der Privatan-
gestellten, Alfred Dallinger, die Einführung 
der 35-Stundenwoche. Ein erster Schritt 
dazu wurde auf Ebene der Kollektivverträge 
gesetzt und ab 1985 erfolgten die ersten 
Abschlüsse mit Arbeitszeiten unter 40 Stun-
den. 1988 arbeiteten bereits mehr als eine 
Million Beschäftigte 38 bzw. 38,5 Wochen-
stunden.

Arbeitszeitverkürzung
Der nächste ÖGB-Bundeskongress im Jahr 
1987 beschloss, einen Generalkollektiv-
vertrag über die Einführung der 35-Stun-
denwoche zu verwirklichen. Neben dem 
Aspekt der Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen wurden nun auch Argu-
mente des ArbeitnehmerInnenschutzes, 
der Schaffung größerer Freiräume für die 
ArbeitnehmerInnen und ein Ausgleich für 
den Rationalisierungsdruck für eine weitere 
Arbeitszeitverkürzung angeführt. Nach dem 

Bundeskongress wurde diese beschlosse-
ne Forderung bis in 1990er Jahre massiv 
gefordert – auch als Antwort auf die stei-
gende Arbeitslosigkeit und den zunehmen-
den Arbeitsdruck.

Gerechte Verteilung
Unter dem Primat des Erhalts der Wettbe-
werbsfähigkeit und somit der Arbeitsplätze 
war die Wirtschaft zu keinen Zugeständnis-
sen bereit, im Gegenteil, sie forderte mehr 
Flexibilisierung und Deregulierung von 
Arbeitszeiten. In einzelnen Kollektivverträ-
gen und mit zwei Sozialpartnereinigungen 
kamen ÖGB und Gewerkschaften den Erfor-
dernissen in bestimmten Branchen und Be-
trieben unter Wahrung der Mitbestimmung 
sehr entgegen. Angesichts heute weit ver-
breiteter prekärer Arbeitsverhältnisse, einer 
zunehmend ungleichen Vermögensvertei-
lung, aber auch eines neuerlichen großen 
technischen Wandels in der Arbeitswelt ist 
die Frage einer gerechten Verteilung von 
Arbeit und Gewinnen nach wie vor aktuell.



Hungerzeiten? 

(ÖGB-Aktuell Nr. 369 – 1993)
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Zwischen dem Abschluss der ersten Ta-
rif-Übereinkunft im Revolutionsjahr 1848 und 
der heutigen 98-prozentigen Kollektivver-
tragsabdeckung liegen viele tausende Ver-
handlungsstunden, Betriebsversammlungen 
und auch Streiks. 

Die ersten KollektivvertragsverhandlerInnen 
standen mehreren Herausforderungen ge-
genüber. Es gab bis ins Jahr 1920 keine ge-
setzliche Regelung und viele UnternehmerIn-
nen mussten sich erst daran gewöhnen, dass 
sie nicht mehr „Herr im eigenen Haus“ waren 
und „genötigt“ wurden, mit dem „Proletariat“ 
zu verhandeln. Aber auch die ArbeiterInnen 
und Angestellten mussten erst lernen, dass 
die Gewerkschaften ihre Unterstützung auch 
nach Abschlüssen brauchten, wenn es um 
die Einhaltung der Kollektivverträge ging. 

Gesetze
Mit der Verabschiedung der Kollektivver-
tragsgesetze im Jahr 1920 und 1947 gab es 
zwar rechtliche Grundlagen, aber die Posi-
tionen der VerhandlerInnen blieben gleich. 

GewerkschafterInnen setzten auf möglichst 
hohe Abschlüsse, um den Lebensstandard 
der Beschäftigten zu heben. UnternehmerIn-
nen hingegen haben die wirtschaftliche Ent-
wicklung ihrer Betriebe im Fokus und somit 
auch immer den Faktor Kosten. 

In Zeiten der Hochkonjunktur gelangen 
gute Abschlüsse wesentlich leichter, als 
in wirtschaftlich harten Zeiten. So auch im 
Jahr 1992/1993. Die Tarifpolitik stand unter 
den starken Eindruck der durch die tiefe 
internationale Rezession zutage getretenen 
Strukturprobleme in einigen Industriebran-
chen. Während die Industrie MitarbeiterInnen 
abbaute, stiegen die Beschäftigtenzahlen im 
Dienstleistungsbereich, im Handel und in der 
Bauwirtschaft. Das führte etwa in der Me-
tallindustrie zu einem Blitzabschluss, in der 
Bauwirtschaft musste aber gestreikt werden, 
um einen guten Abschluss zu erreichen. 

Insgesamt lagen die Lohn- und Gehaltserhö-
hungen im Jahr 1993 zwischen 3,5 und 5,5 
Prozent. Ob die ArbeitgeberInnen deshalb 
tatsächlich ihren Gürtel enger schnallen 
mussten, ist statistisch nicht erhoben worden. 



Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld
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Die ersten ausbezahlten Weihnachtsremu-
nerationen waren noch eine Zeitungsmel-
dung wert. Im Jahr 1898 bedankten sich die 
Bediensteten einer Eisenbahngesellschaft 
bei der Verwaltung noch für die „hochherzi-
ge Fürsorge“.  

Auch andere Privatunternehmen sowie 
Gemeinden und Behörden bezahlten zu 
Kaisers Zeiten entweder Weihnachtsgeld 
oder Neujahrsgratifikationen aus. Allerdings 
nicht jährlich und auch recht willkürlich. So 
konnte die Sonderzahlung Einzelpersonen 
jederzeit als Strafmaßnahme gestrichen 
werden oder die Auszahlung erst nach ein-
jähriger zufriedenstellender Dienstleistung 
gewährt werden. 

Die meisten Berufsgruppen mussten sich 
das Weihnachtsgeld erst erkämpfen: Be-
amtInnen setzten auf passive Resistenz 
– sprich Dienst nach Vorschrift. Straßen-
bahnfahrer hingegen streikten und manche 
Berufsgruppen konnten es bereits während 

der Monarchie in ihren Kollektivverträgen 
verankern. 

Urlaubszuschuss
Ganz anders verlief die Geschichte des 
Urlaubszuschusses. HandlungsgehilfIn-
nen hatten ab dem Jahr 1910 gesetzlichen 
Anspruch auf einen zehntägigen bezahlten 
Urlaub pro Jahr. Die meisten ArbeiterInnen 
mussten hingegen bis zur Verabschiedung 
des Arbeiterurlaubsgesetzes im Jahr 1919 
warten. Aber von da an forderten die Ge-
werkschaften bei den Kollektivvertragsver-
handlungen nicht nur die Verankerung des 
Weihnachtsgelds, sondern auch der Urlaub-
szuschüsse. Es gab aber keine einheitliche 
Regelung, sondern es entstanden ganz 
unterschiedliche Lösungen. 

So erhielten einige nur einen halben 
Wochenlohn, andere einen Monatslohn, 
einige einen Fixbetrag – unabhängig vom 
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(ÖGB-Aktuell Nr. 588 – Dezember 2018)

Monatsverdienst. Im Jahr 1920 gab es 
diesbezügliche Regelungen in fast keinem 
Gewerbe-Kollektivvertrag, aber in vielen 
Industrieverträgen. In manchen Branchen 
mussten die Beschäftigten allerdings erst 
streiken, damit ihnen die Sonderzahlungen 
gewährt wurde: etwa bei der Wiener Zei-
tung, bei der Südbahn, den Tabakfabriken 
oder in Spitälern. 

Allerdings wurde es durch die Wirtschafts-
krisen Anfang der 1930er-Jahre, für die 
GewerkschafterInnen immer schwerer, 
die kollektivvertragliche Verankerung der 
Sonderzahlungen aufrecht zu erhalten – in 
vielen Fällen mussten dafür Lohnreduzie-
rungen hingenommen werden. 

Urlaubsbeihilfen
Nach dem Zweiten Weltkrieg und dem 
Wiederaufbau Österreichs standen bei 
den Kollektivvertragsverhandlungen auch 
wieder Urlaubs- und Weihnachtsgeld im 
Forderungskatalog. Im Jahr 1954 wurden 
im Angestelltenbereich in einigen Branchen 
die ersten Urlaubsbeihilfen – zwischen 
33 und 50 Prozent eines Monatsgehalts – 
kollektivvertraglich verankert, und ab 1956 
auch in den ArbeiterInnenbereichen, etwa 
bei der Metallindustrie. 

Heute enthalten alle Kollektivverträge Re-
gelungen zu Weihnachts- und Urlaubsgeld 
und fast alle Beschäftigten erhalten bereits 
ab dem ersten Dienstjahr den vollen 13. und 
14. Monatslohn ausbezahlt. 



„Die Mitglieder,  
FunktionärInnen und  
die gewerkschaftlichen 
Vertrauensleute sind die 
Kraft des ÖGB.“
(Leitbild des ÖGB, 2018)
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Niemals blau – Nicht 
im Betrieb und nicht 
im Straßengefahr
Denn Alkohol ist eine 
tödliche Gefahr
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Das Plakat „Niemals blau“ war ein Bestsel-
ler, kaum ein anderes ist so oft nachbestellt 
worden. Es war nicht das erste Plakat zum 
Thema Alkohol. Seit dem Jahr 1965 gab 
es bis 1982 jährlich eines, das sich damit 
beschäftigte. 

Übermäßiger Alkoholgenuss war und ist 
nichts Neues, genauso wie die Versuche, 
die Menschen davon los zu bringen. Die 
aus England stammende Abstinenzbe-
wegung fand in Österreich zuerst in Graz 
NachahmerInnen. Im Jahr 1892 wurde einer 
der radikalsten Vereine Mitteleuropas – zur 
Bekämpfung des Alkoholgenusses – ge-
gründet. Weniger radikal war der Wiener 
Arbeiter-Abstinenten-Bund, gegründet im 
Jahr 1905. Er setzte weniger auf moralische 
Predigten, sondern mehr auf aufklärende 
Ausstellungen und Vorträge. 

Totalabstinenzler
Einer der Vorreiter war der Totalabstinenz-
ler Viktor Adler. Dem Arzt und sozialdemo-
kratischen Vordenker wird der Satz zuge-
schrieben: „Ein denkender Arbeiter trinkt 
nicht, ein trinkender Arbeiter denkt nicht.“ 
Er redete auch beim 5. Gewerkschaftskon-
gress im Jahr 1907 den FunktionärInnen 
und Vertrauenspersonen ins Gewissen. Es 
sei ihre verdammte Pflicht und Schuldig-
keit, ihr Gehirn und das ihrer ArbeiterInnen 
gebrauchsfähig zu halten. Deshalb müssten 
sie nicht durch Mäßigung, sondern durch 
völlige Abstinenz Vorbilder sein. 

Naturallohn
Die Aufrufe halfen aber nichts. Einerseits 
war der Alkohol oft ein Teil des Natu-
rallohns in Brauereien, Weinkellereien, 
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Schnapsbrennereien oder auf Gutshöfen und andererseits 
tranken die Menschen, um ihrem Alltagselend zu entkommen. 
Lange Arbeitszeiten, Hungerlöhne und überbelegte Wohnungen 
ließen sich betrunken leichter ertragen. Heute sind in Österreich 
340.000 Menschen alkoholkrank und rund 735.000 konsu-
mieren Alkohol regelmäßig in einem gesundheitsschädlichen 
Ausmaß. Es gibt bis heute kein gesetzliches Alkoholverbot für 
ArbeitnehmerInnen am Arbeitsplatz. Allerdings kann für gefahr-
geneigte Arbeiten ein Konsumverbot aus Sicherheitsgründen 
ausgesprochen werden oder auf Basis einer Betriebsvereinba-
rung der Alkoholgenuss im Unternehmen geregelt werden. 

 (ÖGB-Aktuell Nr. 220 – 1979)



Damit wir nicht unter 
die Räder kommen. 
Mitbestimmen.
Mit starken 
Gewerkschaften
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Die Forderung nach Mitbestimmung ist 
untrennbar mit der Geschichte der Gewerk-
schaften verbunden, sei es die politische 
Mitbestimmung wie sie die Gewerkschafte-
rInnen im Kampf um das Allgemeine Wahl-
recht erkämpften oder die Mitbestimmung 
auf betrieblicher Ebene wie sie erstmals im 
Betriebsrätegesetz von 1919 und seiner Wie-
derverlautbarung 1947 geregelt wurde. 

Arbeitsverfassungsgesetz
Im Jahr 1973 konnte nach langjährigen Be-
mühungen das Arbeitsverfassungsgesetz 
beschlossen werden, in dem nun wesent-
liche Bereiche der ‚Arbeitsbeziehungen‘ 
zusammengeführt wurden, wie z. B. das 
Kollektivvertragsgesetz, das Betriebsräte-
gesetz, das Jugendvertrauensrätegesetz 
oder das Mindestlohngesetz. Gleichzeitig 
wurden die Mitbestimmungsrechte von 
BetriebsrätInnen für personelle, soziale und 
wirtschaftliche Belange im Betrieb ausge-
weitet und neue Rechte geschaffen, wie 
z. B. die Mitsprache von BetriebsrätInnen 
in den Aufsichtsräten. Später wurde auch 

die Sozialgerichtsbarkeit im  Arbeitsverfas-
sungsgesetz geregelt.

Beschäftigungsprogramm
Das Jahr 1982 war ein schwieriges Jahr – es 
stand im Zeichen der Weltwirtschaftskrise – 
die Bundesregierung hatte nicht zuletzt auf 
Vorschlag des ÖGB schon sehr früh Maß-
nahmen eingeleitet, um deren Auswirkun-
gen zu mildern. Im Jänner 1982 wurde ein 
Beschäftigungsprogramm von der Bundes-
regierung beschlossen: Wohnbauprogramm 
für 5.000 Wohnungen, Althaussanierungen, 
Stadterneuerung, etc. Investitionsförderung 
und Maßnahmen zur Verbesserung in der 
Eisen- und Stahlindustrie.

Personal Computer
Das Ende der Vollbeschäftigung ab den 
1980ern erforderte die Entwicklung „intelli-
genter“ Produkte und gleichzeitig veränder-
ten neue Technologien auf dem Gebiet der 
Elektronik die Arbeitswelt. In diese Zeit wird 
der Übergang vom Industriezeitalter zum 
Informationszeitalter datiert: 1981 wird der 
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(ÖGB-Aktuell Nr. 251 – Oktober 1982)

erste IBM Personal Computer, 1982 der erste 
Heimcomputer und 1984 der erste Apple 
Macintosh vorgestellt. In die Büros halten 
Faxgeräte und Kopierer Einzug, aber auch 
auf dem Gebiet der Unterhaltungsindustrie 
finden mit der Entwicklung von Computer-
spielen, CD oder tragbaren Geräten große 
Veränderungen statt. Die neuen Produkte 
und Produktionsweisen bedingten Rationa-
lisierungen, erforderten neue Qualifikatio-
nen und brachten neue Belastungen in den 
Betrieben.

Modern Times
Das Bild aus Charly Chaplins Film „Modern 
Times“ weist auf einen ähnlich massiven 
Umbruch hin wie damals der Wandel durch 
die ersten industriellen Revolutionen. Mit-
bestimmung auf betrieblicher Ebene durch 
BetriebsrätInnen oder auf überbetriebliche 
Ebene durch die Gewerkschaften ist ein 
Weg, um nicht „unter die Räder“ zu kom-

men. Anpassung der neuen Techniken an 
die Bedürfnisse der ArbeitnehmerInnen im 
Zuge der Humanisierung der Arbeitswelt, 
Weiterqualifizierung, Milderung der Folgen 
der Verdichtung der Arbeit durch verbesser-
ten Arbeitsschutz und kürzerer Arbeitszeit 
waren Themen, für die sich BetriebsrätInnen 
und Gewerkschaften damals einsetzten. 

Mittlerweile sind wir bei der völligen digi-
talen Durchdringung aller Lebensbereiche 
bzw. der Arbeitswelt (Stichwort: Arbeitswelt 
4.0) angelangt. Die Arbeitsbedingungen 
bzw. -verhältnisse verändern sich massiv. 
Atypische Beschäftigung, Entgrenzung der 
Arbeit oder Individualisierung der Beleg-
schaften und die Verlagerung kollektiver 
Regelungen auf die betriebliche Ebene sind 
nur einige Erscheinungen, die es zu bewälti-
gen gibt. Für die betriebliche Mitbestimmung 
sind sie eine große Herausforderung, zeigen 
aber auch deren unbedingte Notwendigkeit.



Gut vertreten mit 
Betriebsrat. Wir 
werfen uns für Sie ins 
Zeug
– auch in frostigen 
Zeiten. Ihr Betriebsrat

In den Betrieben | 68

Im November 2005 startete der ÖGB mit 
den Gewerkschaften eine Gründungsof-
fensive für neue BetriebsrätInnen unter 
dem Titel „Abenteuer Verantwortung“. 
Zu diesem Zeitpunkt gab es in der öster-
reichischen Privatwirtschaft rund 35.000 
BetriebsrätInnen (ca. 28 Prozent davon 
weiblich). Es sollten deutlich mehr wer-
den, um damit die Interessen der Arbeit-
nehmerInnen vor Ort in den Betrieben zu 
stärken. In Firmen mit Betriebsrat konnten 
nachgewiesenermaßen Konflikte abgebaut, 
das Betriebsklima verbessert, die Arbeits-
zufriedenheit erhöht und auch die durch-
schnittliche Entlohnung gehoben werden. 
Sogar 86 Prozent von 150 befragten Un-
ternehmen waren der Meinung, dass ihnen 
die innerbetriebliche Sozialpartnerschaft 
überwiegend Vorteile bringe.

Betriebsrat 
Auch heute bringt ein Betriebsrat (als Kör-
perschaft) vor allem für die Beschäftigten 
Vorteile – es gibt AnsprechpartnerInnen bei 
Problemen und Konflikten im Betrieb, bei 
Fragen um rechtliche Ansprüche oder eine 
Vertretung bei Anliegen der Belegschaft. 
So können BetriebsrätInnen z. B. Betriebs-
vereinbarungen verhandeln, sich um die 
Einhaltung derselben bzw. von Kollektivver-
trägen kümmern oder Vorschläge zur Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen und der 
Sicherheit machen. Sie müssen über alle 
Angelegenheiten, die ArbeitnehmerInnen 
betreffen, informiert werden und können 
auch zu Kündigungen und Entlassungen  
Stellung nehmen. 
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Kampagne
Bei der Präsentation der Kampagne berichtete der ÖGB, dass 
der steigende Druck in der Arbeitswelt zu mehr Konflikten und 
Rechtsproblemen geführt habe, und die Gewerkschaften eine 
Zunahme von arbeits- und sozialrechtlichen Anfragen feststel-
len mussten. Dazu gab es immer wieder Fälle, wo den Leuten 
mit Kündigung gedroht worden war, wenn sie einen Betriebsrat 
gründen wollten. Mit der Kampagne sollte das Engagement vie-
ler BetriebsrätInnen, PersonalvertreterInnen und Jugendvertrau-
ensrätInnen aufgezeigt, aber auch über die Gründung und die 
Rechte von Betriebsratskörperschaften informiert werden. 

Bilanz der Kampagne ein halbes Jahr später: mehr als 110 erst-
malig gewählte Betriebsratskörperschaften wurden mit Unter-
stützung von GewerkschafterInnen gegründet und 20 Prozent, 
die die die Kampagne gesehen haben, konnten sich vorstellen, 
künftig als Betriebsrat/-rätin tätig zu werden.

(ÖGB-Aktuell Nr. 509 – November 2005)



„Der ÖGB will eine  
neue Arbeitsgesellschaft 
in einem sozialen  
Staat und in einem  
gemeinsamen Europa.“
(Leitbild des ÖGB, 2018)

INTERNATIONALES 

- EU



Internationaler Bund 
Freier Gewerkschaften - 
4. Weltkongress IBFG
– Wien 20.-28. Mai 1955

(Plakat – Mai 1955)
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Zwischen 20. und 28. Mai 1955 tagte der 
Internationalen Bund Freier Gewerkschaf-
ten (IBFG) in Wien – nur fünf Tage nach der 
Unterzeichnung des Staatsvertrages und 
während des Kalten Krieges. 

Am 4. IBFG-Kongress im Jahr 1955 nahmen 
141 Delegierte aus 48 Staaten teil. Sie ka-
men aus Ländern, die während des Zweiten 
Weltkriegs auf gegnerischen Seiten gestan-
den hatten und nun im Kalten Krieg an ver-
schiedenen Fronten kämpften. Die Gewerk-
schafterInnen waren sich aber einig, dass 
Diktaturen und Faschismus abzulehnen 
seien, dass Staaten friedlich koexistieren 
müssten und dass das Selbstbestimmungs- 
und Koalitionsrecht für alle Menschen ohne 
Rücksicht auf Nationalität, Geschlecht, 

Religion, Beruf oder Ethnie gelten müsse. 
Dieser Vorsatz fand auch Ausdruck auf dem 
Plakat des ÖGB. Das Bild zeigt drei Arbeiter 
verschiedener Ethnien, die einander die 
Hand reichen. 

Mit dem 4. IBFG-Kongress wurde eine alte 
Tradition wieder aufgenommen. Schon im 
19. Jahrhundert waren österreichische Ge-
werkschaften Gründungsmitglieder interna-
tionaler Gewerkschaftsbünde gewesen und 
hatten nach Wien zu Konferenzen geladen. 
Nun war Wien wieder zu einer der Haupt-
städte der Gewerkschaften geworden.



Wissen Sie noch, woher 
Ihre Großeltern kamen? 
Europa ist ein großes 
Haus. Alle sollten darin 
Platz finden. Gemeinsam.

(ÖGB-Aktuell Nr. 330 – Februar 1990)
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Von A wie Adamovic bis Z wie Zilk werden 
die Namen zahlreicher ÖsterreicherInnen 
aufgezählt, die ihren Ursprung in den öst-
lichen Nachbarländern Österreichs haben. 
Mit dem Fall der Berliner Mauer am 9. 
November 1989 wurde das Ende des Kalten 
Krieges eingeleitet, und die ehemaligen 
Länder des kommunistischen Ostblocks 
suchten Anschluss an den Westen. 

Das Plakat lässt sich als Willkommensgruß 
für diese Länder verstehen. In seiner lang-
jährigen Geschichte hielt der ÖGB immer 
auch Kontakt zu VertreterInnen der ehema-
ligen „Staatsgewerkschaften“ in Osteuropa 
auch vor der „Wende“. Für den ÖGB war 
klar, dass die Länder Hilfe des Westens für 
den Reformprozess brauchten und forderte 
„Hilfe zur Selbsthilfe“. Auf gewerkschaft-

licher Ebene half der ÖGB mit seinem 
Knowhow sofort beim Aufbau demokrati-
scher Gewerkschaften und bis heute gibt 
es grenzüberschreitende Kooperationspro-
jekte mit den Nachbarländern. 

Das Plakat verweist aber auch auf das 
Thema der Fremdenfeindlichkeit, das zu 
jener Zeit bereits die öffentliche Debatte 
prägte. Der ÖGB hielt fest, dass er „Aus-
länderfeindlichkeit in jeder Form“ ablehne, 
und legte Forderungen zur „Beschäftigung 
und Integration von Ausländern“ vor. Neben 
der bereits erwähnten Hilfe für die osteu-
ropäischen Länder wurden eine geregelte 
Neuzuwanderung, Maßnahmen für die Inte-
gration und die konsequente Bekämpfung 
der illegalen Beschäftigung verlangt.
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Eine Stimme für alle!
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Die Tradition der Internationalität zeigte sich auch im Jahr 2006, 
als der überparteiliche Internationale Gewerkschaftsbund (IGB) 
in Wien gegründet wurde. Zur Präsidentin wurde die Australierin 
Sharan Burrow gewählt. 

Das Programm umfasste mehrere Themen, von Globalisierung 
über Bekämpfung von Diskriminierung und Durchsetzung von 
Gleichberechtigung bis hin zu gesunden und sicheren Arbeits-
plätzen für alle. Rund 1.800 Delegierte aus 154 Ländern stimmten 
dafür. Damals zählte der IGB fast 170 Millionen Mitglieder aus 
306 Mitgliedsorganisationen, heute sind es mehr als 202 Millio-
nen von 331 Gewerkschaften aus 163 Ländern. 

Das letzte große internationale Gewerkschaftsereignis in Wien 
war der Kongress des Europäischen Gewerkschaftsbundes im 
Mai 2019. Mehr als 600 Delegierte von rund 90 Gewerkschafts-
bünden aus 38 Ländern trafen sich in Wien, um über ein faires 
Europa für ArbeitnehmerInnen zu beraten.  



Wer verdient am 
Markenschuh?
Engagiere Dich für 
bessere Arbeits-
bedingungen in der 
Sportswear-Industrie

(ÖGB-Aktuell Nr. 532 - Jänner 2008)
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Sportartikel sind aus unserem Alltag nicht 
mehr wegzudenken, fast alle tragen sie, sei 
es zum Sporteln oder einfach nur weil sie 
bequem oder chic sind. Produziert werden 
sie meistens in „Billiglohnländern“, die oft 
nur so „billig“ sein können, weil die Arbeits-
bedingungen und Entlohnungen extrem 
schlecht sind. Nur 0,26 Prozent macht der 
Lohnanteil an einem verkauften Schuh aus. 

2008 gab es zwei sportliche Großereignis-
se: Die Fußball-Europameisterschaft in Ös-
terreich und in der Schweiz und die Olympi-
schen Spiele in Peking. Für die Fußball-WM 
in Österreich startete der ÖGB die Kampag-
ne „fairplay at work“, bei der die Beschäftig-
ten rund um die EM-Veranstaltungen durch 
Infos und spezielle EM-BetriebsrätInnen 
vor unfairen Beschäftigungsverhältnissen, 
unbezahlten Überstunden oder schlechten 

Verträgen geschützt werden sollten. 

In Hinblick auf die Olympischen Spiele 
betrieben die NGO Clean Clothes, Volks-
hilfe und „weltumspannend arbeiten“ (der 
entwicklungspolitische Verein im ÖGB) 
gemeinsam die Kampagne „Play Fair!“, um 
auf die Situation von ArbeiterInnen in der 
Sportartikelindustrie weltweit und auf die 
Arbeits- und Menschenrechtssituation in 
China aufmerksam zu machen. Mit mehr als 
12.000 Unterschriften allein in Österreich 
erreichte die Kampagne ein klares Bekennt-
nis des Österreichischen Olympischen 
Komitees, sich für faire Standards in der 
weltweiten Sportartikelindustrie und für die 
Einhaltung sozialer und ökologischer Pro-
duktionsstandards in den Austragungsorten 
einzusetzen.
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